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Bonn, den 27. August 2001

Antworten


zum

Gemeinsamen Fragenkatalog
für die

Öffentliche Anhörung 

zum Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

und zur Anpassung anderer Rechtsvorschriften (BNatSchGNeuregG)

– Drucksache 14/6378 –

und
zum Gesetzentwurf der Fraktion der PDS

zur Neuordnung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

– Drucksache 14/5766 –
am 24. September 2001

Vorbemerkung

1. Die Beantwortung des Fragenkatalogs erfolgt nicht interessengebunden und unabhängig vornehmlich aus verwaltungsmäßiger und rechtlicher Sicht.
Sie berücksichtigt die Erfahrungen

a. einer langjährigen Tätigkeit als Fach- und politischer Beamter im Umwelt- und Naturschutzbereich der Bundesverwaltung,
b. der jetzigen beratenden Tatigkeit für Landesverwaltungen, Kommunen, Verbände, insbesondere Umweltverbände, sowie für Einzelpersonen auf diesem Gebiet und
c. als Rechtsanwalt aus der Vertretung von Umwelt- und Naturschutzfragen vor Verwaltungsbehörden und Gerichten.

2. Die in 7 Abschnitte eingeteilten 144 Fragen des Fragenkatalogs beschäftigen sich mit sehr vielen Details. Darüber dürfen die Grundsatzfragen nicht vergessen werden:
a. Wie kann der Naturschutz die bereits unter Schutz gestellten Flächen besser erhalten?
Untersuchungen zeigen, daß der Zustand der Naturschutzgebiete völlig unbefriedigend ist, in kaum einem Gebiet ein wirksamer Schutz gewährleistet ist und viele Gebiete durch mangelnde oder gar fehlende Pflege gefährdet sind.
b. Wie kann Naturschutz auf den übrigen Flächen, die unterschiedlichen Nutzungen unterliegen und wesentlich umfangreicher als die geschützten Flächen sind, durchgeführt werden?
Praktische Erfahrungen zeigen, daß hierfür ein Konsens mit den Nutzern unerläßlich ist.
c. Kann die Unterschutzstellung weiterer Flächen den Artenschwund aufhalten?
Untersuchungen zeigen, daß die verwaltungsmäßige Unterstellung von Flächen unter den Naturschutz nicht notwendig zu einer Verbesserung der Verhältnisse führt.
d. Sind die Naturschutzverwaltungen organisatorisch, personell und finanziell in der Lage, die Aufgaben für die ihnen unterstellten Flächen und für weitere Flächen wahrzunehmen?
Untersuchungen weisen immer wieder auf große konzeptionelle, personelle und finanzielle Defizite hin.
e. Wie kann der Rang der Naturschutzaufgaben in der Interessenabwägung bei den Entscheidungsträgern verstärkt und die Aktzeptanz für den Naturschutz in der Bevölkerung gefördert werden?
Untersuchungen belegen hierzu einen großen Nachholbedarf.
3. Die in den Entwürfen vorgeschlagenen Regelungen werden insbesondere unter dem Gesichtspunkt beurteilt, ob sie zu diesen Grundsatzfragen und damit zur Verbesserung der Situation des Naturschutzes insgesamt einen Beitrag leisten können.
Dabei wird von der vom Vorsitzenden eingeräumten Freiheit, nur bestimte Fragen zu beantworten, Gebrauch gemacht.


4. Jedem Abschnitt des Fragenkatalogs wird eine Bemerkung mit grundsätzlichen Hinweisen vorangestellt. Dadurch kann die Beantwortung der zahlreichen Fragen erleichtert und verkürzt werden.

I.
Biotopverbund und Schutzgebietsdefinitionen

Bemerkung:

1. Die Schutzgebietsdefinitionen enthalten kein logisches, in sich geschlossenes System, sondern sind in einer über 100-jährigen Geschichte aus unterschiedlichen Einflüssen entstanden (Reichsnaturschutzgesetz, National- und Naturparkbewegung, Unesco-Biosphärenreservate usw.), wobei jeweils ein Teil-
aspekt in den Mittelpunkt der rechtsverbindlichen Regelung gestellt wurde. In der Praxis hat dies zu vielfachen Überschneidungen und Mehrfach-ausweisungen desselben Gebietes in verschiedenen Schutzkategorien geführt. Dies hat sich nicht bewährt. Die Akzeptanz in der Bevölkerung ist gesunken. Die an die Vielzahl der Schutzkategorien geknüpften Erwartungen nach einer Verbesserung des Naturschutzes haben sich nicht erfüllt. Die Schutzkategorien können und müssen daher vereinfacht werden.

2. Mit dem neuen Begriff des Biotopverbundes wird nunmehr eine Verbesserung des Naturschutzes angestrebt. Dieser zunächst für kleinere Naturreste gedachte fachliche Begriff wird im Entwurf auf die nationale Rechtsebene angehoben. Unklar ist dabei, was, wie und in welchem Zeitrahmen verbunden werden soll. Dazu werden keine qualitativen Vorgaben gemacht. Zweckmäßiger wäre es für den Naturschutz, die aus fachlicher Sicht erhaltenswerten Biotoptypen und die zu schützenden Tier- und Pflanzenarten entsprechend der FFH-Richtlinie zu konkretisieren. Auch die qnantitative Vorgabe von 10 % der Landesfläche bleibt vage, solange nicht klargestellt wird, wie und zu welchem Zweck bestimmte Flächen miteinander vernetzt werden sollen und solange keine generelle Verpflichtung zur Ausweisung bestimmter hochwertiger Flächen besteht, so wie es die FFH-Richtlinie für prioritäre Biotoptypen und Arten vorgeschrieben hat. Der gesetzliche Biotopschutz kann diese Aufgabe nicht übernehmen.

Fragen:

1.
Sind die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Sicherung des Biotopverbundes ausreichend, um das Ziel der dauerhaften Vernetzung zu gewährleisten?
Das rechtliche Sicherungsinstrumentarium reicht aus. Vertragsnaturschutz kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Die Inhalte der Sicherung müssen aber konkretisiert werden.

2.
Welche Flächen können nach Ihrer Einschätzung für den vorgesehenen Biotopverbund generell „geeignet“ sein, welche bestenfalls partiell? Wie ist der Begriff „geeignete Flächen“ präzisierbar?
Geeignete Flächen können erst dann benannt werden, wenn in einem Gesamtkonzept für den Naturschutz die zu schützenden Biotoptypen sowie die Tier- und Pflanzenarten konkretisiert sind und eine Rangfolge aufgestellt wird.
Der Entwurf geht selbst davon aus, daß nicht jedes geschützte Gebiet unter fachlichen Gesichtspunkten als Bestandteil eines Biotopverbundes geeignet ist. Welche Gesichtspunkte dabei aus der Bundessicht entscheidend sind, bleibt offen. 

3.
Welche konkrete Flächenvorgabe für den Biotopverbund ist aus Ihrer Sicht sinnvoll?
Eine quantitative Flächenvorgabe ist nicht sinnvoll. Entscheidend ist die fachliche Eignung eines Gebietes.

4.
Inwieweit korrespondiert die Einrichtung eines Biotopverbundes auf nationaler 
Ebene mit der europäischen Vorgabe „Natura 2000“?
Natura 2000 hat aus europäischer Sicht eine Konkretisierung der schützenswerten Biotoptypen und Arten festgelegt und eine Rangfolge mit prioritären Biotoptypen und Arten aufgestellt. An dieser Konkretisierung fehlt es aus nationaler Sicht. Da in der 1. Phase meist bestehende Schutzgebiete nach Brüssel gemeldet wurden, bestehen erhebliche Zweifel, ob das Auswahlverfahren für Brüssel richtig durchgeführt wurde. Nur bestimmte Teile eines nationalen Verbundes können auch Teil des europäischen Verbundes sein. 

5.
Ist es richtig, die wahllos gegriffene Zahl von 10 % der Fläche als Biotopverbundsystem festzulegen, müssen nicht vielmehr die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden und fachlich begründete schützenswerte Gebietskulissen die Voraussetzung bilden?
Rein quantitative Flächenvorgaben ohne qualitative Anforderungen führen nicht zu einer Verbesserung des Naturschutzes.

6. 
Mit welcher Schutzkategorie werden die an Biotope angrenzenden Trittsteinbiotopflächen belegt? Welche Verbote, Gebote und Festsetzungen kommen auf die vor Ort Tätigen zu?
Der Schutz muß abgestuft vor Ort nach dem Schutzzweck erfolgen. Generelle Aussagen sind daher nicht möglich.

7. 
In § 22 ist festgelegt, dass auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen werden kann. Sind für die Schutzgebiete ausgewiesene Schutzzonen - wie etwa bei der FFH-Gebietsausweisung - vorgesehen, und welchen Umfang sollen die Schutz​zonen haben? 2, 5, 10, 50, 100, 200, 500 oder 1.000 m? Zudem: Wie wirken sich diese Schutzzonen auf das Planungsrecht der Kommunen wie auch auf Infrastrukturentwicklung bzw. auf die vor Ort wirtschaftenden und lebenden Bürger aus (wirtschaftliche Entwicklung, Bauen und Gewerbe)?
Die Schutzzonen dürfen nicht zu nah an die bebauten Flächen herangeführt werden. Es müssen Übergangszonen festgelegt werden. Abstandsflächen sind bisher gesetzlich nicht festgelegt worden, sondern werden dem Verwaltungsvollzug überlassen.

8.
Durch welche Maßnahmen will man die Biotopvernetzung erreichen?

9.
Ist es aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Vielzahl an formulierten Schutzgebieten (Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphärenreservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Naturdenkmal, geschützter Landschaftsbestandteil, gesetzlich geschütztes Biotop, Trittsteinbiotop) zusammenzufassen und klarer zu definieren und abzugrenzen?


Ja!
Unter Schutzgesichtspunkten benötigt man lediglich 2 Schutzkategorien: 
- Eine Schutzkategorie für den Gebiets- oder Flächenschutz. 
- Eine Schutzkategorie für den Objektschutz.
Die in den bisherigen Schutzkategorien durch den Bund vorgebenen inhaltlichen Differenzierungen in den Schutzkategorien haben nicht zu einer Verbesserung des Naturschutzes geführt, sondern Überschneidungen und Abgrenzungsprobleme zur Folge gehabt.

10.
Werden die an die Schutzgebiete angrenzenden Zonen, ähnlich wie bei der FFH-Regelung, mit einem Verschlechterungsverbot belegt, und kommt es dadurch zu zusätzlichen Umweltverträglichkeitsprüfungen?

11.
Ist nicht auch aus Ihrer Sicht der bei der Schutzgebietsformulierung zugrunde gelegte Entwicklungsgedanke als eine Entwertung der Schutzgebietskategorie zu werten?

Nein! Viele Flächen müssen erst in einen Zustand gebracht werden, der eine Unterschutzstellung ermöglicht.

12.
Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen der Ausweisung von Naturschutzgebieten und dem Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft?


Wenn ja: Wie lässt sich dieser Zusammenhang kennzeichnen?
Ausweisungen von Naturschutzgebieten sind in den meisten Fällen nicht die Ursache des Strukturwandels in der Landwirtschaft. Die Aufgabe von Flächen durch die Landwirtschaft eröffnet dem Naturschutz aber neue Möglichkeiten.

13.
Wie sehen Sie den Sachverhalt, dass in dem Gesetzentwurf mit Blick auf den geplanten Biotopverbund keine klaren qualitativen Vorgaben formuliert sind und dass deshalb zu befürchten ist, dass in der Vollzugspraxis Flächen allein nach ihrer Verfügbarkeit und damit willkürlich, nicht aber aufgrund fachlicher Gesichtspunkte in den Verbund integriert werden?
Aufgrund der bisherigen Praxis der Naturschutzausweisungen ist eine solche Gefahr nicht von der Hand zu weisen.

14.
Wie verhält sich das geplante Biotopverbundsystem zu dem Netz “Natura 2000”,  welches nach der FFH-Richtlinie zu errichten ist?
Siehe Antwort zu Frage 4.

15.
Enthalten die im Gesetzentwurf benannten europäischen Richtlinien Mindestvorgaben für einen Flächenanteil von Schutzgebieten?
Nein.

16.
Steht zu befürchten, dass gerade im ländlichen Raum insbesondere durch die Vernetzung eine infrastrukturelle Entwicklung insbesondere in abgelegenen und damit benachteiligten Räumen beeinträchtigt wird?
Ländliche Räume werden einen Schwerpunkt der Vernetzung bilden, wenn ein Biotopverbundsystem eingeführt wird. Strukturverbesserungen in den ländlichen Räumen werden damit aber nicht notwendigerweise ausgeschlossen.

17.
Was ist Ihrer Meinung nach eine regionale Mindestdichte von punktförmigen und linearen Elementen zur Vernetzung von Biotopen? Nach welchen Kriterien könnte diese festgelegt werden? Welche Konsequenzen ergeben sich Ihrer Meinung nach bei Festsetzung für den Schutzstatus, die Auflagen und den Ausgleich?

18.
Gab es Fälle, in denen aus Naturschutzgesichtspunkten schützenswerte Flächen aufgrund fehlender Schutzgebietsdefinitionen nicht unter Schutz gestellt werden konnten?
Nein.

19. Welchem Schutzstatus unterliegen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente, und werden Bewirtschaftungsauflagen ausgeglichen?
Die konkreten Schutzmaßnahmen müssen in der Schutzerklärung festgelegt werden. Diese können von bestimmten Nutzungsbeschränkungen bis zu absoluten Verboten reichen. Sobald diese über die standortbedingten Anforderungen hinausgehen, ist nach geltendem Recht bundeseinheitlich ein angemessener Ausgleich zu gewähren. Dieser Ausgleich von Wettbewerbsnachteilen hat zu einem weitgehenden Konsens mit den Nutzern geführt. Der Entwurf kündigt diesen Konsens auf und überläßt den Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen den Bundesländern. 

20. Inwieweit wird das Verfügungsrecht des Eigentümers durch die Schaffung des Biotopverbundes eingeschränkt ? Ist bei einem auf Dauer eingeschränkten Verfügungsrecht gewährleistet, dass ausreichend Entschädigung geleistet wird?
Das Verfügungsrecht des Eigentümers kann weitgehend eingeschränkt werden. Nach geltendem Recht besteht ein ausreichender Ausgleich. Das soll sich künftig ändern. Der Entwurf eröffnet für die Länder eine Bandbreite von Regelungsmöglichkeiten, in deren Grenzen sie frei sind, Ausgleichsregelungen zu treffen.

21.
Welche Auswirkungen hat die geplante Gesetzesänderung auf die Kommunen im Hinblick auf die Bereitstellung und Unterhaltung von Naherholungsgebieten ?

22.
Ist ein Biotopverbund auf 10 % der Landesfläche ausreichend, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?


Ein hinreichender genetischer Austausch kann nicht durch qantitative Vorgaben, sondern allein durch qualitative Vorgaben sichergestellt werden.

23.
Reicht der Schutzstatus „Landschaftsschutzgebiet“ und „Naturpark“ aus, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?
Die bisherigen Schutzkategorien enthalten zum genetischen Austausch keine Vorgaben.

24.
Berücksichtigen die Entwürfe die unterschiedlichen naturräumlichen Gegebenheiten von Flächen- und Stadtstaaten bezüglich der Schaffung eines Biotopverbundsystems? 
Nein. Zu erwägen ist eine Sonderklausel.

25.
Bieten die Entwürfe den Ländern ausreichende Chancen dafür, dass ein föderativer Lastenausgleich auf Grund qualitativ und quantitativ verschiedener Schutzgebietserklärungen zu Stande kommt?


Nein. Ein föderativer Lastenausgleich ist bisher nicht Ziel und Inhalt der Schutzgebietskategorien.

26.
Welche koordinierenden und kompensierenden Aufgaben kommen auf den Bund im Zuge der Schaffung eines Biotopverbundes zu?


Der Bund muß Inhalt und Zweckmäßigkeit eines solchen Biotopverbundes aus nationaler Sicht beurteilen und dafür die notwendigen Beurteilungs- und Steuerungsinstrumente schaffen.

II.
Meeresschutz


Bemerkung:


Naturschutz muß auf der gesamten Fläche in abgestufter Form durchgeführt werden. Daher kann auch der Meeresbereich nicht ausgenommen werden. Zu Einzelheiten wird hier nicht Stellung genommen.

1.
Inwieweit halten Sie es unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten für notwendig, auch in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) Schutzgebiete auszuweisen?

2.
Ist es nach Völkerrecht, europäischem und deutschem Recht möglich oder sogar geboten, Schutzgebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone auszuweisen?

3.
Wie könnten die Kompetenzen von Bund und Ländern beim Meeresnaturschutz in der AWZ geregelt werden?

4.
Könnten in der Seeanlagenverordnung die Eingriffsregelung, die UVP-Pflichtigkeit bestimmter Vorhaben oder die Pflicht zur Abwägung aller öffentlichen Belange in der AWZ vorgeschrieben werden?

5.
Haben ökologische Bedenken gegenüber einem forcierten Ausbau von Windenergieanlagen bei der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Eingang und angemessene Berücksichtigung gefunden?
Die Frage der Einwirkung von Windenergieanlagen, insbesondere Windparks, auf die Landschaft und das Landschaftsbild sollte nochmals aufgegriffen werden.

6.
Welche konkreten Fortschritte sind von den Regelungen in der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten, die sich auf die Genehmigung von Anlagen zur Windenergienutzung auf See beziehen? Inwiefern stellen diese Regelungen eine Verbesserung der bisherigen Rechtslage dar?

7.
Inwieweit hat die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Auswirkungen auf das sog. Hafenprivileg gem. § 9 (3) des Bundesnaturschutzgesetzes?

III. Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

Bemerkung:

1. Die Eingriffsregelung ist neben der Schutzgebietsausweisung das wichtigste Instrument des Naturschutzes. Die Prüfungen werden nicht in einem eigenen Genehmigungsverfahren, sondern im sog. Huckepack-Verfahren zu anderen Genehmigungsverfahren durchgeführt. Im Ergebnis werden dabei häufig Belange des Naturschutzes „weggewogen“. Daher muß den Belangen des Naturschutzes im Abwägungsverfahren ein größeres Gewicht beigemessen werden. Der Entwurf enthält hierzu neue Ansätze 

· in der tatbestandlichen Zusammenfassung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vor der Abwägung,

· mit verschärften Zulassungsvoraussetzungen bei Eingriffen in nicht ersetzbare Biotope für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten.

2. Abwägungen der Naturschutzbelange mit anderen Belangen finden auch bei Streichung des bisherigen § 1 Abs. 2 BNatSchG statt.

Fragen:

1.
Welche Vorteile ergeben sich nach Ihrer Einschätzung durch die vorgesehene Regelung des § 19 BNatSchG-Entwurf? Wie könnten mögliche Nachteile noch „ausgebessert“ werden?


Vorteile bestehen in den o.a. neuen Ansätzen. Diese müssen noch konsequenter im Sinne fachlicher Beurteilungskriterien fortgeführt werden.

2.
Ist es bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft ausreichend, wenn die Belange des Naturschutzes im Rang vorgehen, oder sollte der Fall der Gleichrangigkeit mit aufgenommen werden?
Wenn die Anforderungen hinreichend konkretisiert werden und in Anlehnung an die FFH-Richtlinie eine Wertigkeit für bestimmte streng zu schützende (prioritäre) Biotope und Arten eingeführt wird, kann es bei der bisherigen Vorrangigkeit verbleiben.

3.
Ist die Kontrolle der flexiblen Instrumente bei der Kompensation nach der vorgesehenen Eingriffsregelung (z.B. durch Flächenkataster) im Gesetz ausreichend gewährleistet?


Die Kontrollmaßnahmen im Flächenschutz sind nicht ausreichend.

4.
Teilen Sie die Meinung, dass der vorgelegte Gesetzentwurf eine Verschärfung bei der Zulässigkeit von Eingriffen enthält, da die Ausgleichs- bzw. Unterlassungspflicht nicht mehr wie in § 8 Abs. 2 des jetzigen BNatSchG an die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geknüpft wird?
Die Erforderlichkeit der Ausgleichs- und Abwehrmaßnahmen ist ein allgemeines Rechtsprinzip. 

5.
In § 18 Abs. 1 erfolgt eine Eingriffsausweitung auch auf Änderungen des Grundwasserspiegels. Inwieweit bleiben aus Ihrer Sicht bestehende Versorgungseinrichtungen und übliche Bewirtschaftungsmaßnahmen etwa in Form von Be- und Entwässerung hiervon unberührt?


Bestehende Einrichtungen fallen unter den Bestandsschutz, soweit die Genehmigungsverahren bereits abgeschlossen wurden. Im übrigen sind auch hier Überprüfungen vorzunehmen.

6.
Sollte aus Ihrer Sicht der temporäre Naturschutz nicht mehr als vorgesehen verankert werden?


Zeitweiliger Naturschutz ist besser als überhaupt kein Naturschutz. Daher sollte der temporäre Naturschutz verstärkt werden.

7.
Sollte aus Ihrer Sicht der im jetzt vorliegenden Entwurf zurückgenommene Be-griff des Ökokontos verstärkt eine Rolle spielen?


Ökokonten erhöhen die Flexibilität für Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahmen.

8.
Ist es nicht sinnvoll, öffentliche Flächen vorrangig zum Ausgleich von Verursacherpflichten bereitzustellen?


Der Rückgriff auf Ausgleichsflächen der öffentlichen Hand entlastet die privaten Nutzer und kann zur höheren Akzeptanz von Schutzmaßnahmen beitragen.

9.
Halten Sie es für sinnvoll, die bisher in § 1 Abs. 2 verankerte Abwägungsklausel erneut dahingehend aufzunehmen, dass neben dem Schutz von Natur und Landschaft um ihrer selbst willen auch der Schutz der Lebensgrundlage des Menschen von Bedeutung ist?


Art. 20 a GG schützt die natürlichen Lebensgrundlagen in Verantwortung für den Menschen. Dies gilt auch für den Naturschutz und sollte deshalb auch im Bundesnaturschutzgesetz wiederholt werden.

10.
Halten Sie es für richtig, dass die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, wie bisher in § 1 Abs. 3 angeführt, im Gesetzestext verbleibt?


§ 1 Abs. 3 BNatSchG ist schon bei der Novellierung 1998 weggefallen.

11.
Sehen Sie in der Formulierung des § 2 Abs. 1 Nr. 10 und 11 der Erhaltung von Kleinstrukturen in besiedelten und unbebauten Bereichen wie Trittsteinbiotopen (Umgebungsschutz) eine Verschärfung der Bebauung im Außenbereich? 


§ 8 a BNatSchG enthält besondere Regelungen für das Verhältnis zum Baurecht. Diese sind auch insoweit anzuwenden.

12.
Welche Auswirkungen sehen Sie durch die Neufassung des Gesetzes auf die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung der ländlichen Räume, wie beispielsweise Verkehr, Bau, Gewerbe, Sport und Freizeit, zukommen?


Wie bisher müssen Abwägungen durchgeführt werden, die im Einzelfall auch zugunsten des Naturschutzes ausgehen können und müssen.

13.
Ist es richtig, dass mit der Aufnahme der Wiederherstellungsverpflichtung die Möglichkeit eröffnet wird, jedes Gebiet aus seiner bisherigen Nutzung zu nehmen bzw. die bisherige Nutzung zu beschränken?

14.
Teilen Sie die Einschätzung, dass rekultivierte Flächen, auf denen bergbauliche  oder Bodenschätze gewinnende Tätigkeiten stattgefunden haben, häufig große Naturschutzpotenziale (z. B. aufgelassene Steinbrüche) aufweisen?

15.
Wenn ja: Halten Sie es für sinnvoll, in § 18 Abs. 2 neben der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auch die bergbauliche und Bodenschätze gewinnende mit aufzunehmen?

16.
Teilen Sie die Einschätzung, dass sich auf zeitweiligen Industriebrachen schützenswerte Biotope bilden können, die aber für den Nutzer die Gefahr bergen, die Fläche zukünftig nicht mehr nutzen zu können?

17.
Wenn ja:  Wie könnte verhindert werden, dass derartige Flächen aus diesem Grund so behandelt werden, dass keine Biotope entstehen können (Mahd, Umbruch)? 


Zu Nr. 14 – 17:


Es sollten keine weiteren Ausnahmetatbestände eingeführt werden.
18.
Halten Sie es für sinnvoll, die Wiederaufnahme einer vorherigen Nutzung von der Eingriffsdefinition auszunehmen?
Nein, auch dies bleibt ein Eingriff. Die Nutzung kann aber im Wege der Abwägung gestattet werden.

19.
Welche Abgrenzungs- und Zuständigkeitsprobleme können sich aus der Ausweitung auf das Grundwasser zwischen Naturschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz ergeben?

20.
Ist die Abwägungsklausel in § 2 des Entwurfs ausreichend, um sicherzustellen, dass auch andere Belange hinreichende Berücksichtigung finden können? 
Es gibt keinen absoluten Vorrang für den Naturschutz. Abwägungen, bei denen sich auch andere Belange durchsetzen können, müssen immer stattfinden.

21.
Kann die Umsetzung der europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie den Vorgaben des Europarechtes genügen? 
Grundsätzlich ja,auch wenn in § 19 Abs. 1 – 4 BNatSchG der Umsetzungsauftrag im Wege der Rahmengesetzgebung an die Bundesländer „weitergereicht“ wird. Schwierigkeiten können in Einzelfällen, wie z. B. bei der Landwirtschaftsklausel in § 20 f Abs. 3 BNatSchG (nicht absichtliche Beeinträchtigung) auftreten.

22.
Reichen die getroffenen gesetzlichen Bestimmungen der Fischereiwirtschaft aus, um einen ausreichenden Naturschutz in den Meeresgewässern mit der fischereiwirtschaftlichen Nutzung zu vereinbaren?


Nein. Naturschutzbelange haben dabei bisher keine große Rolle gespielt.

23.
Kann das Vorrangverhältnis von Ausgleich vor Ersatz zugunsten einer allgemeinen Kompensationszahlung aufgehoben werden?


Nein. Vorrangig ist die Wiederherstellung des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes.

24.
Können Eingriffe mit der vorgesehenen Abwägungsvorschrift in Zukunft noch untersagt werden? 

25.
Welchen Bedarf sehen Sie für ein Minimierungsgebot bei Eingriffen, wie es der PDS-Entwurf vorsieht? 

IV. Gute fachliche Praxis

Bemerkung:
Der Begriff wurde dem Fachrecht entnommen und sollte auch dort verbleiben. Bereits im Fachrecht müssen die Belange von Natur und Landschaft berücksichtigt und von den dazu zuständigen Behörden überpüft werden. Die Naturschutzbehörden sind personell und materiell nicht in der Lage, diese zusätzliche Aufgabe zu übernehmen.

Fragen:

1.
Halten Sie die im Entwurf definierte gute fachliche Praxis für die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung in naturschutzfachlicher Sicht für ausreichend?

2.
Derzeit bilden die beschlossenen Fachgesetze die Grundlage der guten fachlichen Praxis. Darüber hinausgehende Beschränkungen obliegen dem Ausgleich. Nunmehr wurden wahllos gegriffene Einzelformulierungen im Rahmen der guten fachlichen Praxis eingearbeitet. Halten Sie diese Vorgehensweise für richtig und zielführend?


Nein, siehe Bemerkung.

3.
Wo liegen die Unterschiede zwischen einer „natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft” im Sinne von § 5 Abs. 1 des Gesetzentwurfs und dem Begriff der “guten fachlichen Praxis”?

4.
Welche Erfahrungen wurden in ökologischer Hinsicht mit dem bisherigen Begriffsverständnis der „guten fachlichen Praxis“ gemacht und inwieweit begründen diese Erfahrungen zusätzlichen Handlungsbedarf?
Die Fachgesetze sind bisher nicht genügend auf die Berücksichtigung ökologischer Ziele überprüft worden. Dies muß nachgeholt werden. Das Bundesnaturschutzgesetz kann diese Aufgabe – auch in Teilbereichen – nicht übernehmen. Die Naturschutzbehörden sind überfordert.

5.
Welche Konkretisierungen und Erweiterungen müssen in den Grundsätzen zur "guten fachlichen Praxis" zusätzlich Aufnahme finden?

6.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Forstwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

7.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Fischereiwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

8.
Halten Sie ein Verbot der Freisetzung transgener Organismen zum Schutz von Natur, Umwelt und Landschaft für erforderlich?

9.
Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen dem mit der beabsichtigten Gesetzesnovelle verbundenen ökologischen Nutzen auf der einen sowie der damit verbundenen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe auf der anderen Seite?

10.
Sind aus Ihrer Sicht Wettbewerbsnachteile für die Land- und Forstwirtschaft in Deutschland im Hinblick auf den europäischen Vergleich zu befürchten?


Soweit standortbedingt erhöhte Anforderungen im Interesse des Naturschutzes gestellt werden müssen, muß ein finanzieller Ausgleich erfolgen.

11.
Wie kann sichergestellt werden, dass unbestimmte Rechtsbegriffe - auch im Rahmen der guten fachlichen Praxis - in Deutschland nicht wieder enger gefasst werden als in anderen europäischen Ländern und damit weitere Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen entstehen?

12.
Welche Schwierigkeiten ergeben sich durch unklare Definitionen und Abgrenzungen im Hinblick auf eine eingeschränkte Bewirtschaftung auf den an Biotope angrenzenden Betriebsflächen ?

13.
Sehen Sie bei der Definition der Regeln zur “guten fachlichen Praxis” im Bundesnaturschutzgesetz Überschneidungen mit anderen Fachgesetzen?

14.
Wird nicht durch die zusätzliche Ausweitung der guten fachlichen Praxis die Förderung im Rahmen des Kulturlandschaftspflegeprogramms (KULAP) gefährdet, da nur Maßnahmen ausgeglichen werden dürfen, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen?

15.
Halten Sie die Regelung hinsichtlich der schlagspezifischen Dokumentation nicht für sehr bürokratisch und hinsichtlich der Kontrolle für kaum durchführbar oder übermäßig kostenträchtig?

16.
Wie hoch würden Sie den Verwaltungsaufwand veranschlagen, der sowohl auf Seiten der Verwender von Pflanzenschutz- und Düngemitteln als auch bei den zuständigen Behörden entsteht, um den vorgesehenen Dokumentationspflichten über deren Einsatz zu genügen (“Schlagkartei”)?

17.
Ist ein grundsätzliches Kahlschlagverbot, das weit über die bestehenden Bundes- und Landesgesetze und zahlreiche Regelungen selbst in Naturschutzgebieten hinausgeht, im Kleinprivatwald überhaupt hinnehmbar? Erscheint nicht auch vor dem Hintergrund der aktuellen naturschutzfachlichen Diskussion hinsichtlich vielfältiger Kraut-, Strauch- und Baumstrukturen sowie der Verjüngung von Lichtbaumarten (Eiche) ein solches grundsätzliches Kahlschlagverbot auch außerhalb von Schutzgebieten sehr fragwürdig?

18.
Können die Länder durch eine entsprechend differenzierte Umsetzung von § 5 Abs. 3-5 in Landesrecht dafür Sorge tragen, dass hinreichend Spielraum für den Einsatz von EU-Fördermitteln für Agrarumweltmaßnahmen bleibt?

19.
Sollte nicht die bisherige Regelung hinsichtlich einer Verpflichtung der Länder zu Ausgleichszahlungen beibehalten werden, da die angestrebte Entscheidungsfreiheit der Länder zu großen Wettbewerbsverzerrungen führen kann?


Ja! Die bundesrechtliche Ausgleichsverpflichtung bei hoheitlichen Naturschutzmaßnahmen ist die Basis des Konsenses mit den Nutzern. Dieser wird aufgekündigt. Die Begründung des Entwurfs räumt selbst ein, daß den Ländern eine Bandbreite von Regelungsmöglichkeiten eingeräumt wird, in deren Grenzen sie frei sind, Ausgleichsregelungen zu treffen.

20.
Sind Sie der Meinung, dass die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis von den Bundesländern unterschiedlich umgesetzt werden? 

21.
Wenn ja: Erwarten Sie aus dieser unterschiedlichen landespezifischen Umsetzung Wettbewerbsverzerrungen innerhalb Deutschlands?

V. Vertragsnaturschutz und Eigentum

Bemerkung:
Die Grenze für entschädigungslose Naturschutzauflagen ist durch die Rechtsprechung weit nach vorne verlagert worden. Dies ist einer der wesentlichen Gründe für die mangelnde Akzeptanz des Naturschutzes in der Bevölkerung. Vertragsnaturschutz wirkt dem entgegen, da hierbei auf der Ebene der Gleichberechtigung ein Ausgleich auch für sonst entschädigungslose Auflagen vereinbart werden kann. Zudem gibt er die Möglichkeit, auch Pflegeleistungen für den Naturschutz zu vereinbaren, die mit Geboten und Verboten nicht erzwungen werden können. Vertragsnaturschutz hat allerdings die Verfügbarkeit und den Einsatz öffentlicher Mittel für den Naturschutz zur Voraussetzung.

Hoheitliche Naturschutzauflagen waren bis zur Novelle 1998 nicht ausgleichspflichtig, soweit nicht die Grenze einer Enteignung überschritten wurde. Dies hat Bestrebungen, Naturschutz „je nach Kassenlage“ zu betreiben, gefördert. 
Durch die Novelle von 1998 mit der Einführung der Ausgleichsverpflichtung auch bei hoheitlichen Auflagen wurde damit Schluß gemacht. Vertragsnaturschutz und hoheitlicher Naturschutz wurden dadurch hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen weitgehend gleichgestellt. Damit wurde eine tragfähige Grundlage für einen Konsens mit den Nutzern über Naturschutzmaßnahmen geschaffen. Die Aufgabe dieses Konzeptes im Entwurf ist ein Rückschritt.


       Fragen:
1.
Inwieweit können nach Ihrer Einschätzung die Ziele des Naturschutzes auch über befristete Verträge dauerhaft verwirklicht werden?
Vertragsnaturschutz ist ein wirksames Instrument des Naturschutzes. Auch über befristete Verträge kann der Zustand von Natur und Landschaft dauerhaft gesichert werden.

2.
Unterstützen Sie die These des Miteinanders von Naturschutz und wirtschaftlicher Entwicklung durch vertragliche Vereinbarungen?


Ja! Siehe Bemerkung.

3.
Ist es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Komponenten Ökonomie, Ökologie und soziale Komponente im Sinne einer ökologischen und sozialen Marktwirtschaft gleichermaßen zu verankern?
Ja! Aber der größte Nachholbedarf besteht bei der Ökologie.

4.
Halten Sie freiwillige Vereinbarungen mit Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden, Institutionen für sinnvoll?


Nicht nur für sinnvoll, sondern im Interesse der Akzeptanz für unbedingt notwendig.

5.
Sollte dem Vertragsnaturschutz im Sinne eines vertrauensbildenden Instruments im Gesetzestext mehr Bedeutung beigemessen werden im Sinne eines wichtigen Dialoges mit den vor Ort Tätigen, aber auch im Sinne eines gerechten Ausgleichs für Verbote, Gebote und Festsetzungen?


Ja! Der bisherige § 3 a BNatSchG sollte im Sinne eines Vorrangs verstärkt werden.

6.
Wie bewerten Sie den Einwand, dass der Gesetzentwurf einer dirigistischen Grundlinie verhaftet sei, indem Naturschutz vor allem durch Nutzungseinschränkungen, mithin durch – vor allem an die Landwirtschaft gerichtete – staatliche Auflagen erreicht werden soll, anstatt den Vertragsnaturschutz und freiwillige Maßnahmen in den Vordergrund zu stellen?
Dieser Einwand trifft zu. Der Entwurf knüpft an die überholten Vorstellungen eines hoheitlichen Naturschutzes an und verschärft diese Instrumente. Dies wird nicht zur Akzeptanz beitragen. Besser wäre es, an die Konsens-Instrumente (Vertragsnaturschutz, Ausgleichsverpflichtung) der Novellierung von 1998 anzuknüpfen und diese Instrumente weiter zu entwickeln.

7.
Wie bewerten Sie den Einwand, wonach der Gesetzentwurf u.a. durch eine Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe die Ermessensspielräume der vollziehenden Behörden erweitert, was zum einen deren Leistungsfähigkeit unangemessen beansprucht und zum anderen aus Sicht der Betroffenen erhebliche Planungsunsicherheiten entstehen lassen könnte?

8. Sehen Sie die Eigentumsrechte entsprechend Art. 14 GG durch den jetzigen Gesetzentwurf nachhaltig garantiert? Verstoßen Regelungen des Gesetzentwurfs gegen die Eigentumsgarantie? Wie muss die Entschädigungsregelung dazu aussehen?
Die bundesrechtliche Ausgleichsverpflichtung für standortbedingt erhöhte Naturschutzauflagen von 1998 war im Interesse der Akzeptanz politisch gewollt, verfassungspolitisch zulässig, aber verfassungsrechtlich in diesem Umfang nicht geboten. Die Nutzer haben sich darauf eingestellt. Die Aufgabe dieses Konzeptes ist ein Rückschritt, aber bis zur Grenze der Enteignung verfassungsrechtlich zulässig. Was noch als Inhaltsbestimmung des Eigentums angesehen werden kann und wo die Grenze der Enteignung verläuft, darüber läßt sich künftig wieder im Einzelfall trefflich streiten.

9.
Können definierte Betreiberpflichten, z.B. im Rahmen der Vorgaben zur "guten fachlichen Praxis" für Land-, Forst- und Fischwirte einen rechtlichen Anspruch auf Entschädigungszahlungen oder anderweitigen Ausgleich begründen, sofern Naturschutzauflagen über diese Betreiberpflichten hinausgehen?

10.
Welche Konsequenzen für die Vollzugspraxis erwachsen den Naturschutzbehörden aus der Verpflichtung des § 8 im Regierungsentwurf, den Vorrang des Vertragsnaturschutzes zu prüfen?

11.
Welche Kriterien liegen den Entschädigungszahlungen oder anderweitigem Ausgleich in den Ländern zu Grunde?
Die Kriterien sind sehr unterschiedlich. Sie reichen von Regelungen, die nur unwesentlich über den Standard der guten fachlichen Praxis hinausgehen, bis zu reinen Härtefallregelungen, die bereits an der Grenze der Sozialpflichtigkeit des Eigentums angesiedelt sind.

12.
Können in den Landesnaturschutzgesetzen aufgeführte Bestimmungen über die "ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung des Eigentums" (verwendet werden unterschiedliche Begriffe wie Billigkeits-, Verhältnismäßigkeits-, Erschwernis- oder Härtefallausgleich) juristisch und de facto zu einer länderspezifischen Differenzierung hinsichtlich des "bestimmten Maßes" an Sozialbindung des Eigentums führen und damit zu unterschiedlichen Ausgleichskriterien (unter der Annahme gleicher Ausgangsbedingungen)?


Ja, da der Bereich der Sozialpflichtigkeit des Eigentums sehr weit gezogen wird und innerhalb dieses Bereichs sehr unterschiedliche Maßstäbe angewandt werden können.

13.
Gibt es aus Ihrer Sicht signifikante Unterschiede hinsichtlich des Behördenaufwandes zwischen Ordnungsrecht und Vertragsnaturschutz?


Vertragsnaturschutz ist für die Behörden im Verfahren etwas aufwendiger, da Gespräche mit dem Vertragspartner geführt werden müssen. Dafür entfallen Auseinandersetzungen nach Vertragsschluß. Ordnungsbehördliche Verfügungen ohne Beteiligung der Betroffenen sind bei ihrem Erlaß im Aufwand zunächst geringer. Bezieht man aber den Aufwand für spätere Beschwerden und gerichtliche Auseinandersetzungen in die Rechnung mit ein, so ist der Aufwand in vielen Fällen wesentlich höher als beim Vertragsnaturschutz.

14.
Sehen Sie den Vertragsnaturschutz gleichermaßen als geeignetes Mittel für Kernflächen, großflächige Schutzgebiete, Biotopvernetzung und die naturnahe Bewirtschaftung auf großer Fläche?
Vertragsnaturschutz ist insbesondere für solche Flächen geeignet, die noch bewirtschaftet werden.

15.
Sehen Sie im KULAP und der damit verbundenen Mischfinanzierung von EU (ca. 50 %) und Land ein geeignetes Mittel, Vertragsnaturschutz positiv im Sinne des Naturschutzes umzusetzen?

16.
Halten Sie den Vertragsnaturschutz für ein geeignetes Mittel, um für ein konfliktfreies Nebeneinander von wirtschaftlichem Betrieb – damit auch dem Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen – sowie Umwelt und Naturschutz und den Ansprüchen der Gesellschaft auf Freizeit und Erholung zu sorgen?

17.
Welche Möglichkeit für den Erhalt von Biotopen sehen Sie, wenn Landwirte in großem Umfang schützenswerte Flächen aus der pflegenden Bewirtschaftung nehmen und brach fallen lassen?
Die Naturschutzverwaltungen sind nicht für diesen Fall gerüstet. Naturschutzarbeit vor Ort wird weitgehend ehrenamtlich oder mit ABM-Kräften geleistet. Engagement und Interesse für die Naturschutzaufgaben sind nicht immer ausgeprägt. Den Natur- und Umweltverbänden kommt deshalb eine besondere Bedeutung zu. 

18.
Wie hoch schätzen Sie die Kosten für die Pflege brachliegender Flächen, wenn sie aus der landwirtschaftlichen Nutzung gefallen sind und die öffentliche Hand die Pflege übernehmen muss?

19.
Wie sehen Sie die Möglichkeit, einen Ausgleich für die entgangenen Einnahmen der Landwirte zu zahlen, und wie könnten die Mittel bereitgestellt werden?

20.
Haben Sie eine Vorstellung über die Höhe der für Ausgleichszahlungen zu entrichtenden Beträge?

VI.
Verbandsklage
Bemerkung:
Bisher ist nicht festzustellen, daß sich der Naturschutz in den Bundesländern, die eine Verbandsklage eingeführt haben, im Verhältnis zu den anderen Bundesländern wesentlich verbessert hat. Die Bedeutung dieses Instrumentariums für den Naturschutz wird häufig überschätzt. Wesentlich wichtiger ist das Instrumentarium für Status und Struktur der Naturschutz- und Umweltverbände.

1. Rechtfertigen die bisherigen Erfahrungen im Naturschutz ein Misstrauen gegenüber den Naturschutzbehörden, so dass sich die Notwendigkeit ergibt, auf Naturschutz ausgerichtete Verbände als zusätzliche Kontrolleure zu etablieren?

2.
Mitwirkungsrechte von anerkannten Naturschutzvereinen werden ausgebaut, Klagerechte auf Bundesebene erstmals eingeführt. Ist der Regelungskomplex als sachgerecht anzusehen?

3.
Halten Sie es für sinnvoll, eine Vereinsklage auf Bundesebene einzuführen?

4.
Halten Sie die in  § 57 ff. formulierte Mitwirkung von Vereinen für ein geeignetes Mittel, den Gesichtspunkten des Umweltschutzes Rechnung zu tragen, aber gleichzeitig Genehmigungsverfahren nicht unnötig in die Länge zu ziehen?

5.
Ist es richtig, dass die Arhus-Konvention bislang nur von neun der 40 Staaten ratifiziert wurde, darunter nur einem EU-Mitgliedstaat (Dänemark), und darüber hinaus auf europäischer Ebene momentan an der Erarbeitung von Richtlinien zur Umsetzung der Arhus-Konvention gearbeitet wird und deshalb die Bundesrepublik auf einen momentanen Alleingang hinsichtlich des Verbandsklagerechtes verzichten sollte?

6.
Halten Sie es für sinnvoll, auch anderen Interessenverbänden, die soziale und wirtschaftliche Interessen berücksichtigen, eine Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, um sicherzustellen, dass auch andere Belange angemessen berücksichtigt werden?
Nein. Das Instrumentarium sollte nicht noch ausgeweitet werden.

7.
Halten Sie die Ausweitung der Verwaltungsakte und Vorhaben, bei denen nach § 57 eine Mitwirkung von Vereinen vorgesehen ist bzw. gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden können (unter besonderer Berücksichtigung der Plangenehmigung), für ausreichend? 
8.
Ist der Kreis der umweltrelevanten Verfahren auf Landes- und Bundesebene, für die eine Verbandsklage zugelassen werden soll, hinreichend im Sinne der Zielbestimmungen der Entwürfe? 

9.
Welche Erfahrungen bestehen bisher mit dem Vereinsklagerecht?

10.
Haben Sie Vorschläge für eine Verbesserung der Regelungen der Vereinsklage?

11.
Wer trägt die Kosten von Verzögerungen bei Vereinsklagen?

12.
Wie kann das Vereinsklagerecht – wenn verankert – so gestaltet werden, dass keine Verzögerungen von Projekten etc. auftreten?

13.
Halten Sie bei der Vereinsklage eine Streitwertbegrenzung für sinnvoll, und wie könnte sie aussehen?

14.
Ist die in § 68 Abs. 5 des Entwurfes vorgesehene Übergangsvorschrift zum Verbandsklagerecht sinnvoll, wonach auch gegen Verwaltungsakte, die vor Jahren erlassen wurden, mit der Verbandsklage angegangen werden kann?

15.
Halten Sie die im PDS-Entwurf vorgeschlagene Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung bezüglich einer Ausweitung der Klagerechte der Bürger auf "rechtlich bedeutsame eigene Interessen" für erforderlich?

VII.
Allgemeines (einschließlich Kosten)


Bemerkung:
1. Landschaftsplanung ist ein Instrument des Naturschutzes und findet in den wichtigen Räumen auch statt. Der Fertigstellung eines Landschaftsplanes ist mit einem hohen Aufwand verbunden, der von den Naturschutzbehörden mit der jetzigen Personalausstattung häufig nicht sachgerecht geleistet werden kann. Die Einführung einer flächendeckenden Landschaftsplanung würde dieses Defizit vergrößern und nicht effektiv zur Verbesserung des Naturschutzes beitragen.
2. Umweltbeobachtung ist ein neues Instrument, das ebenfalls mit einem hohen Personalaufwand verbunden ist. In Teilbereichen findet sie bereits heute statt. Ihre Gesamtkoordinierung unter dem Gesichtspunkt des Naturhaushalts ist zu umfangreich angelegt. Vor einer gesetzlichen Einführung sollte das Konzept im einzelnen festgelegt werden, um Kosten und Nutzen in einem vertretbaren Verhältnis zu halten.


3. Artenschutz  wird leider nur in 2 Fragen angesprochen. Der Artenschutz hat sich weitgehend zu einem „Fachbeamtenrecht“ entwickelt. Notwendig wäre eine politische Diskussion aller Regelungen, insbesondere der Beweislastumkehr zu Lasten der Bürger.


Fragen:

1.
Welche Vorteile bringt das Instrument der Landschaftsplanung für die Planungssicherheit gerade im ländlichen Raum? 

2.
Welche Vorteile ergeben sich aus der Aufnahme der Pflicht zur Umweltbeobachtung für die umfassende Ermittlung und Auswertung der naturschutzfachlichen Situation in Deutschland? 

Inwieweit sind die vorgeschlagenen Regelungen für die Umweltbeobachtung geeignet, auch Ursachen für die Veränderungen des Naturhaushaltes aufzuzeigen?
Hierzu muß zunächst ein Konzept für die Umweltbeobachtung vorgelegt werden.

3.
Kann die Aufnahme des Entwicklungsaspekts als Ausweisungsvoraussetzung in 
§ 24 Abs. 1 Nr. 3 dazu beitragen, die in Abs. 2 definierte Zielsetzung Prozessschutz zu erfüllen?

4.
Wäre es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, das im ersten Entwurf vorgesehene Waldvermehrungsgebot in unterdurchschnittlich bewaldeten Gebieten wieder aufzunehmen?

5.
Wird der jetzt vorgelegte Entwurf zur Novellierung des BNatSchG den Anforderungen einer unbürokratischen und zielgerichteten Vorgehensweise im Hinblick auf ein sinnvolles Miteinander von Ökologie, Ökonomie und sozialer Komponente gerecht?

6.
Befürworten Sie das von der Union geforderte Patenschaftsprogramm mit den Naturschutzverbänden zwecks Erhalt, Schutz, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von speziellen Schutzgebieten?


Patenschaftsprogramme können zur Akzeptanz beitragen und die Kosten für notwendige Pflegemaßnahmen bei ehrenamtlicher Mitarbeit senken.

7.
Sehen Sie Handlungsbedarf hinsichtlich der Lenkung der erholungssuchenden Bevölkerung im Hinblick auf den Schutz der Natur und der Artenvielfalt?
Ja. Den Bedürfnissen von Natur und Landschaft kann durch eine Zonierung mit besucherlenkenden Maßnahmen Rechnung getragen werden.

8.
Ist der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf aufgrund der Vielzahl von Länderregelungen zustimmungspflichtig?

9.
Halten Sie die bisherigen Kostenberechnungen der Regierung hinsichtlich der kostenmäßigen Auswirkungen für realistisch und solide, wenn in Schutzgebieten von 10 % Ertragsminderung, von 10 % Wertverlust und von 100 DM/Jahr/ha (für den alle 10 Jahre anfallenden Pflegeaufwand) als Basis der Berechnung ausgegangen wird?

10.
Wie sehen Sie die finanzielle Verantwortung des Bundes im Hinblick auf Schutzgebiete von europäischer bzw. von bundesdeutscher Bedeutung, insbesondere in Nationalparken?


Der Bund hat eine besondere Verantwortung für gesamtstaatlich repräsentative Gebiete, die er auch finanziell fördert.

11.
Wird von Ihnen der in § 52 formulierte Vogelschutz an Masten und technischen Bauteilen von Hochspannungsleitungen gegen Stromschlag zum Schutz von europäischen Vogelarten, der mit Kosten in Höhe von 225-450 Mio. DM verbunden ist, als sinnvoll erachtet?

12.
Sehen Sie es als sinnvoll an, die Haltung von Tieren wildlebender Arten aus der Genehmigungspflicht des BNatSchG herauszunehmen, um behördliche Abläufe durch eine Anzeigepflicht zu vereinfachen und zu beschleunigen?


Das jetzige System der Besitz- und Vermarktungsverbote mit den großzügig gehandhabten Ausnahmebestimmungen insbesondere für nicht streng geschützte Arten ist zu kompliziert und mit einem hohen Verwaltungsaufwand verbunden. Die Verwaltungspraxis ist sehr unterschiedlich. Es häufen sich die Fälle, in denen geschützte Tiere und Pflanzen ohne nähere Aufklärung des Sachverhalts allein mit der Begründung beschlagnahmt werden, daß ihr Besitz verboten ist. Der Betroffene wird aufgefordert, innerhalb einer bestimmten Frist zur Überzeugung der Behörde nachzuweisen, daß er sich auf eine Ausnahme von dem allgemeinen Besitzverbot berufen kann. Über den Erfolg der Beweisführung entscheidet dann allein die Eingriffsbehörde. Dabei wird nur in seltenen Fällen anerkannt, daß der Nachweis gelungen ist und damit die Beschlagnahme nicht gerechtfertigt war. Diese Feststellung muß sehr häufig vor Gericht erstritten werden. Eine Reform dieser Verwaltungspraxis ist dringlich.

 13.
Halten Sie den jetzigen Entwurf für geeignet, den Schutz der Natur in Deutschland spürbar voranzubringen?
Nein, siehe Schlußbemerkung.

14.
Wie hoch schätzen Sie die jeweils nach Betriebsgröße und Standort spezifizierten Mehrkosten, welche land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durch die vorgesehenen Nutzungsauflagen im Rahmen naturschutzrechtlicher Auflagen entstehen werden?

15.
Wie hoch veranschlagen Sie – jenseits der unbestimmten Ausführungen im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf – die Kostenwirkungen des Gesetzentwurfs insbesondere im Zusammenhang mit einer Verwirklichung des geplanten Biotopverbundes?

16.
Verfügen Sie über Informationen, in welcher Form und Höhe land- und forst-wirtschaftliche Betriebe sowie die Bewohner der jeweils betreffenden Region von Nationalparks, Biosphärenreservaten und anderen Naturschutzgebieten profitieren?

17.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach die im Begründungstext des Gesetzentwurfs aufgenommenen Kalkulationen der haushaltsmäßigen Auswirkungen zu niedrig angesetzt sind, u.a. weil bei Ausweisung der gesetzlich geschützten Biotope für die betroffenen Flächen eine erhebliche Verkehrswertminderung anzunehmen ist und überdies Wertverluste durch eine eingeschränkte Beleihungsfähigkeit des Grundbesitzes zu erwarten sind?

18.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach der Gesetzentwurf zu einem Wertverlust allein der landwirtschaftlichen Nutzflächen in Deutschland von über 4 Mrd. DM führen wird?

19.
Verfügen Sie über Informationen über die durchschnittlichen Mindererträge im Zusammenhang mit zusätzlichen Bewirtschaftungsauflagen durch die Ausweitung von Naturschutzgebieten?

20.
Sehen Sie einen Konflikt zwischen dem Ziel, einerseits durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien zum Klimaschutz beitragen zu wollen, während andererseits deren forcierte Nutzung mitunter erhebliche Beeinträchtigungen beim Natur- und Landschaftsschutz bedeuten kann?

21.
Wie sehen Sie die Einschätzung, dass eine über die europäischen Vorgaben hinausgehende nationale Verpflichtung die regionalen wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Land- und Forstwirtschaft beeinträchtigt und dass deren Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt insoweit verschlechtert wird?

22.
Wie schätzen Sie den Sachverhalt ein, dass zukünftig  Natur und Landschaft nicht mehr – wie bisher – als “Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung für seine Erholung”, sondern um ihrer selbst willen zu schützen sind?

23.
Welche Auswirkungen erwarten Sie von der damit implizit verbundenen Abkehr des Naturschutzes vom anthropozentrischen Ansatz?

24.
Wie bewerten Sie den damit verbundenen Widerspruch zum Grundsatz der Nachhaltigkeit, der ökologische mit sozialen und wirtschaftlichen Aspekten ins Verhältnis setzt und sich damit auch an menschlichen Bedürfnissen ausrichtet?

25.
Welche präzisierenden bzw. relativierenden Wirkungen entfalten die konkurrierenden Ziele in § 1 des Regierungsentwurfes in Verbindung mit der in § 2 Absatz 1 Satz 1 geforderten "Abwägung aller Anforderungen nach § 1 untereinander"?

26.
Sind die unter § 2 Absatz 1 aufgelisteten Grundsätze in den Entwürfen vollständig?

27.
Welchen Raum nehmen die Abwägungsvorschriften in den Entwürfen ein? Welche dieser Abwägungsvorschriften könnten klarer in einem separaten Abwägungsparagraphen, vergleichbar dem § 4 des PDS-Entwurfs, aufgenommen werden?

28.
Schränkt der Verzicht auf ein Wiederherstellungsgebot in § 4 des Regierungsentwurfes („Beachtung der Ziele und Grundsätze") den Grundsatz der Wiederherstellung ein?

29.
Sind die Bestimmungen zur Umweltbeobachtung geeignet, den europäischen Anforderungen nach sachgerechter Datensammlung, Analyse und regelmäßiger Berichterstattung nachzukommen, oder bedarf es eines stärkeren Engagements der jeweiligen Naturschutzämter und einer einheitlichen Rahmenregelung durch den Bund?
Die bisher erhobenen Daten leiden darunter, daß sie vielfach nicht vergleichbar sind. Bevor neue zusätzliche Daten erhoben werden, muß zunächst ein Konzept der Umweltbeobachtung mit den dazu erforderlichen Daten entwickelt werden.

30.
Kann mit einer Rechtsverordnung zum Handel mit Wildtieren, wie sie in § 47 des PDS-Entwurfes umrissen wird, der Bestandsgefährdung durch Wildfänge besser begegnet werden, oder reichen die bisherigen Regelungen aus?

Schlußbemerkung:

Insgesamt ist festzustellen, daß der Entwurf nicht geeignet ist, den Naturschutz im Sinne der eingangs gestellten Grundsatzfragen voranzubringen. Entscheidend für diese Gesamtbewertung ist, daß der Entwurf weiterhin versucht, Naturschutz mit hoheitlichen Maßnahmen zu betreiben und dieses Instrumentarium vervollständigt. Dies ist, insbesondere wenn man die Kontrolle miteinbezieht, personal- und Konstenaufwendig. Ein effektiver Naturschutz ist auf Dauer nur mit und mit dem Eigeninteresse der Bevölkerung zu erreichen, insbesondere in den Bereichen, wo die Natur nicht sich selbst überlassen werden kann und Pflegemaßnahmen notwendig sind. Die hierzu in der Novelle von 1998 vorgesehenen Instrumente (Vertragsnaturschutz, Ausgleichsverpflichtung) werden nicht weiterentwickelt. Der dadurch 1998 mühsam erreichte Konsens mit den Nutzern wird damit wieder aufs Spiel gesetzt. 
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Gemeinsamer Fragenkatalog


I.
Biotopverbund und Schutzgebietsdefinitionen
1.
Sind die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Sicherung des Biotopverbundes ausreichend, um das Ziel der dauerhaften Vernetzung zu gewährleisten?

Vorausgeschickt werden muß, dass die Arbeitsgemeinschaft der Grundbesitzerverbände generell die Schaffung eines Biotopverbundes ablehnt. Ein solcher Verbund stellt einen schwerwiegenden Angriff auf das privatnützige Eigentum dar. Darüber hinaus wird die Schaffung eines solchen Verbundes nicht umsetzbar sein. Eine Vernetzung der geschützten Flächen kann praktisch nicht erreicht werden und ist zudem nicht erforderlich. Es handelt sich hierbei allein um gedankliche Planspiele, die illusorisch sind. Die Natur mit ihrer Vielschichtigkeit in Flora und Fauna kann nicht in ein starres bürokratisches Netz gepresst werden. Die Dynamik der natürlichen Entwicklung wird dabei übersehen.

Mit den aufgeführten Instrumenten zur Schaffung des Biotopverbundes nach § 3 Abs. 4 des Entwurfs sind sämtliche Formen des Verwaltungshandelns vorgesehen. Wünschenswert wäre hier, den Vertragsnaturschutz zu privilegieren, um damit die Akzeptanz eines Biotopverbundes zu erhöhen.

2.
Welche Flächen können nach Ihrer Einschätzung für den vorgesehenen Biotopverbund generell „geeignet“ sein, welche bestenfalls partiell? Wie ist der Begriff „geeignete Flächen“ präzisierbar? 

Eine generelle Eignung von Flächen hat sich an den Voraussetzungen des § 12 des geltenden Bundesnaturschutzgesetzes (§ 22 des Entwurfs) zu orientieren. Flächen nach § 30 des vorliegenden Entwurfs (gesetzlich geschützte Biotope) sind nur partiell geeignet. Eine pauschale Heranziehung dieser Flächen genügt den Anforderungen nicht. Dabei hat der Begriff der „geeigneten Flächen“ dem Prüfungsmaßstab der Ausweisung von Schutzgebieten gem. § 12 BNatSchG zu folgen.

3.
Welche konkrete Flächenvorgabe für den Biotopverbund ist aus Ihrer Sicht sinnvoll?

Eine starre Festschreibung von 10 % der jeweiligen Landesfläche ist nicht sachgerecht. Eine generelle quantitative Festschreibung wird abgelehnt. Vielmehr sollte eine Auswahl nach qualitativen Gesichtspunkten erfolgen. Zudem bedeutet die pauschale Festschreibung einen Eingriff in die Planungshoheit der Gemeinden und die Gestaltungshoheit der Länder und Landkreise. 

4.
Inwieweit korrespondiert die Einrichtung eines Biotopverbundes auf nationaler 
Ebe​ne mit der europäischen Vorgabe „Natura 2000“?

Natura 2000 und ein eventueller nationaler Biotopverbund müssten sich vollumfänglich entsprechen. Die Ziele beider Netze sind weitgehend identisch. Beide streben die Sicherung wild lebender Tier und Pflanzenarten an. Im Sinne eines effektiven und unbürokratischen Naturschutzes ist eine solche Kongruenz erforderlich und geboten. Der Entwurf sieht eine derartige Kongruenz nicht vor und lässt eine Zweigleisigkeit befürchten.

5.
Ist es richtig, die wahllos gegriffene Zahl von 10 % der Fläche als Biotopverbundsystem festzulegen, müssen nicht vielmehr die regionalen Unterschiede berücksichtigt werden und fachlich begründete schützenswerte Gebietskulissen die Voraussetzung bilden?

Die Natur kann nicht auf dem Schreibtisch und durch statistische Größen geschützt werden. Die Folge einer Flächenvorgabe wäre die Nichtberücksichtigung geeigneter Flächen bei Überschreitung der Planzahl und die Einbeziehung ungeeigneter Flächen bei Mangel an schützenswerten Flächen. Die Vorgabe des § 3 I führt zu einer  Überdehnung der Voraussetzungen aus § 3 I, II.

6. 
Mit welcher Schutzkategorie werden die an Biotope angrenzenden Trittsteinbiotopflächen belegt? Welche Verbote, Gebote und Festsetzungen kommen auf die vor Ort Tätigen zu?

Diesen Flächen einen Schutzstatus zuzusprechen widerspricht dem eigentlichen Schutzzweck und führt zu einer Aufweichung und unkontrollierten Ausdehnung der Flächen und Schutzkriterien. Wenn eine Einbeziehung dieser Trittsteinbiotopflächen angestrebt wird, so sollte dies durch das Instrument des Vertragsnaturschutzes erfolgen.

Durch die zu erwartenden Überschneidungen mit anderen besonders ausgewiesenen Flächen, kommt auf die vor Ort Tätigen ein unübersehbarer bürokratischer Aufwand zu. Gegebenenfalls kommt auf den Grundeigentümer ein nicht abzuschätzender Pflegeaufwand zu, für den keinerlei Ausgleich vorgesehen ist.

7. 
In § 22 ist festgelegt, dass auch die für den Schutz notwendige Umgebung einbezogen werden kann. Sind für die Schutzgebiete ausgewiesene Schutzzonen - wie etwa bei der FFH-Gebietsausweisung - vorgesehen, und welchen Umfang sollen die Schutz​zonen haben? 2, 5, 10, 50, 100, 200, 500 oder 1.000 m? Zudem: Wie wirken sich diese Schutzzonen auf das Planungsrecht der Kommunen wie auch auf Infrastrukturentwicklung bzw. auf die vor Ort wirtschaftenden und lebenden Bürger aus (wirtschaftliche Entwicklung, Bauen und Gewerbe)?

Ein potentieller Umgebungsschutz wird zwangsläufig Auswirkungen auf die betroffenen Eigentümer haben. Weitere Verkehrswert- und Ertragsminderungen sind zu erwarten. Diese sind bislang nicht beziffert worden. Ebenfalls wird damit die Planungshoheit der Gemeinden weiter eingeschränkt. Zu befürchten steht auch, dass damit ohne quantitative Beschränkung und qualitative Voraussetzungen weitere Flächen der wirtschaftlichen Entwicklung entzogen werden. Die Frage weist i.Ü. zutreffend auf die Unklarheit der Regelung in Bezug auf den Umfang der Schutzzonen hin.

8.
Durch welche Maßnahmen will man die Biotopvernetzung  erreichen?

Grundsätzlich wird, wie bereits ausgeführt, die Vernetzung abgelehnt. Falls eine solche dennoch notwendig sein sollte, dann mit den Mitteln des Vertragsnaturschutzes.

9.
Ist es aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Vielzahl an formulierten Schutzgebieten (Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphärenreservat, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Naturdenkmal, geschützter Landschaftsbestandteil, gesetzlich geschütztes Biotop, Trittsteinbiotop) zusammenzufassen und klarer zu definieren und abzugrenzen?

Es st wünschenswert eine klarere und einfachere Terminologie zu schaffen. Dies allein schon aus Gründen des allgemeinen Verständnisses und der damit verbundenen Akzeptanz.

10.
Werden die an die Schutzgebiete angrenzenden Zonen, ähnlich wie bei der FFH-Regelung, mit einem Verschlechterungsverbot belegt, und kommt es dadurch zu zusätzlichen Umweltverträglichkeitsprüfungen?

./.

11.
Ist nicht auch aus Ihrer Sicht der bei der Schutzgebietsformulierung zugrunde gelegte Entwicklungsgedanke als eine Entwertung der Schutzgebietskategorie zu werten?

Eine Entwertung ist offensichtlich. Entweder etwas ist Schutzgebiet, oder nicht. Eine Erweiterung auf entwickelbare Flächen höhlt den Gedanken eines Schutzgebietes aus und schafft weitere Planungsunsicherheiten. Auch dadurch würde das Eigentum an den Flächen unzulässig beeinträchtigt. 

12.
Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen der Ausweisung von Naturschutzgebieten und dem Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft?


Wenn ja: Wie lässt sich dieser Zusammenhang kennzeichnen?

Eine ungehinderte Ausweisung von Naturschutzgebieten würde die Existenz der deutschen Landwirtschaft weiter beeinträchtigen und darüber hinaus die Produktionsflächen für landwirtschaftliche Erzeugnisse reduzieren. Hier muß der anthropozentrische Grundsatz des Naturschutzes eingefordert werden. Die Natur muß dem Menschen als Lebensgrundlage dienen. Es kann nicht damit gedient sein, den Landwirt allein zum Naturschutzwirt umzufunktionieren. Überdies führt eine Herausnahme der Flächen aus der Produktion zu erheblichen Finanzierungsproblemen, da auf Naturschutzflächen keine Erträge erwirtschaftet werden und die Kosten der Pflege dann von der Allgemeinheit getragen werden müssten. Da der Entwurf keine befriedigende Ausgleichsregelung vorsieht, befürchten wir entsprechende Auswirkungen auf den Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft.

13.
Wie sehen Sie den Sachverhalt, dass in dem Gesetzentwurf mit Blick auf den geplanten Biotopverbund keine klaren qualitativen Vorgaben formuliert sind und dass deshalb zu befürchten ist, dass in der Vollzugspraxis Flächen allein nach ihrer Verfügbarkeit und damit willkürlich, nicht aber aufgrund fachlicher Gesichtspunkte in den Verbund integriert werden?

Eine streng rechtsstaatliche und fachlich gerechtfertigte Auswahl wird ohne die Bereitstellung eines qualitativen Anforderungskataloges nicht möglich sein. Die Folge davon wird eine willkürliche Auswahl von Verbundflächen mit einer entsprechenden gerichtlichen Überprüfung sein. 

14.
Wie verhält sich das geplante Biotopverbundsystem zu dem Netz “Natura 2000”,  welches nach der FFH-Richtlinie zu errichten ist?

Vgl. Frage 4.

15.
Enthalten die im Gesetzentwurf benannten europäischen Richtlinien Mindestvorgaben für einen Flächenanteil von Schutzgebieten?

Die FFH-Richtlinie hat in Artikel 3, Abs. 2 einen quantitativen Ansatz gewählt. Die Mitgliedstaaten werden damit nicht zu einer bestimmtem Menge an „Natura 2000“- Flächen verpflichtet, sondern dazu, im Verhältnis zu den auf ihrem Gebiet vorkommenden Lebensraumtypen und Habitate Flächen zu benennen. Ein Regulativ ist in der Vorschrift des Art. 4 Abs.2 für die Mitgliedsstaaten vorgesehen, bei denen FFH-Gebiete mehr als 5 % der Landesfläche ausmachen. Die Ausweisung wird hier flexibler gehandhabt. Eine Mindestvorgabe ist daraus nicht zu entnehmen. Vielmehr wird ein niedrigerer Flächenanteil vorausgesetzt.

16.
Steht zu befürchten, dass gerade im ländlichen Raum insbesondere durch die Vernetzung eine infrastrukturelle Entwicklung insbesondere in abgelegenen und damit benachteiligten Räumen beeinträchtigt wird?

Der gesamte ländliche Raum hat durch die Vernetzung eine Benachteiligung in der Entwicklung zu befürchten. Nutzungsmöglichkeiten werden beschränkt, der Flächenkonflikt steigt.

17.
Was ist Ihrer Meinung nach eine regionale Mindestdichte von punktförmigen und linearen Elementen zur Vernetzung von Biotopen? Nach welchen Kriterien könnte diese festgelegt werden? Welche Konsequenzen ergeben sich Ihrer Meinung nach bei Festsetzung für den Schutzstatus, die Auflagen und den Ausgleich?

Maßstab eines Biotopverbundes könnte allein ein qualitativer sein. Damit entfällt auch eine regionale Mindestdichte, da sich ein solcher Maßstab an den tatsächlichen Gegebenheiten zu orientieren hat. Konsequenz daraus ist, dass sich ein Verbund nur auf freiwilliger Grundlage mit dem Mittel des Vertragsnaturschutzes, durch den Auflagen und Ausgleich geregelt werden, schaffen lässt.

18.
Gab es Fälle, in denen aus Naturschutzgesichtspunkten schützenswerte Flächen aufgrund fehlender Schutzgebietsdefinitionen nicht unter Schutz gestellt werden konnten?

Uns sind derartige Fälle nicht bekannt.

19.
Welchem Schutzstatus unterliegen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente, und werden Bewirtschaftungsauflagen ausgeglichen?

Als Kernflächen sollten insbesondere vorhandene Schutzgebiete, FFH- und Vogelschutzgebiete herangezogen werden. Die dafür vorgesehenen Ausgleichsregelungen sind zu beachten. Weitere Schutzkriterien sollten aus Gründen der praktischen Handhabung und Übersichtlichkeit nicht geschaffen werden. Die in der Novelle vorgesehene Ausgleichsregelung birgt allerdings die Gefahr, dass in den Ländern unterschiedliche Schwellen zur Auslösung einer Ausgleichsverpflichtung erreicht werden müssen. Dies widerspricht dem bundesweit gleichen Anforderungsmaßstab für die Auswahl von Schutzgebieten bzw. Kernelementen. Hier ist dem Gleichheits- und Verhältnismäßigkeitsgrundsatz folgend, eine gleichmäßige Behandlung in den Ländern zu fordern. Dieser Forderung muß die Novelle gerecht werden.

20.
Inwieweit wird das Verfügungsrecht des Eigentümers durch die Schaffung des Biotopverbundes eingeschränkt? Ist bei einem auf Dauer eingeschränkten Verfügungsrecht gewährleistet, dass ausreichend Entschädigung geleistet wird?

Eine Regelung über die Auswahl und Prüfung der festzulegenden Kern- und Verbindungsflächen ist in dem Entwurf nicht vorhanden, geschweige denn eine Beteiligung des Eigentümers vorgesehen. Damit ist ein massiver Eingriff in das Eigentum und das Verfügungsrecht des Grundeigentümers zu befürchten. Durch die mangelhafte Präzisierung der Ausgleichsregelung ist eine angemessene Entschädigung völlig offen. Folge wird eine unterschiedliche Handhabung in den Bundesländern – je nach Kassenlage – sein.

21.
Welche Auswirkungen hat die geplante Gesetzesänderung auf die Kommunen im Hinblick auf die Bereitstellung und Unterhaltung von Naherholungsgebieten ?

./.

22.
Ist ein Biotopverbund auf 10 % der Landesfläche ausreichend, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

Allein eine quantitative Festschreibung führt nicht zu einem genetischen Austausch.  Ein solcher war und ist auch ohne einen Biotopverbund gegeben. Eine genetische Verarmung ist nicht Folge der Bewirtschaftung von Flächen nach den Regeln der guten fachlichen Praxis, sondern der fortschreitenden Flächenversiegelung. Die Eigendynamik von Flora und Fauna wird durch quantitative Forderungen völlig vernachlässigt.

23.
Reicht der Schutzstatus „Landschaftsschutzgebiet“ und „Naturpark“ aus, um das Ziel des genetischen Austausches durch räumliche Vernetzung zu erreichen?

Der Schutzstatus ist ausreichend. 

24.
Berücksichtigen die Entwürfe die unterschiedlichen naturräumlichen Gegebenheiten von Flächen- und Stadtstaaten bezüglich der Schaffung eines Biotopverbundsystems? 

Nein. Besonderheiten von Stadtstaaten im Vergleich zu Flächenstaaten werden in dem  Entwurf nicht berücksichtigt. Es sind keinerlei Ausgleichs- oder Tauschmöglichkeiten vorgesehen. Die alleinige quantitative Festschreibung ist nicht gerechtfertigt und entspricht nicht den natürlichen Gegebenheiten der Bundesrepublik.

25.
Bieten die Entwürfe den Ländern ausreichende Chancen dafür, dass ein föderativer Lastenausgleich auf Grund qualitativ und quantitativ verschiedener Schutzgebietserklärungen zu Stande kommt?

Nein, hierfür sind keine Regelungen vorgesehen.

26.
Welche koordinierenden und kompensierenden Aufgaben kommen auf den Bund im Zuge der Schaffung eines Biotopverbundes zu?

Die Regelungen zum Biotopverbund sehen keine speziellen Aufgaben für den Bund vor. Der Auftrag ist konkret an die Länder gestellt. I.Ü. vgl. Antwort zu Frage 19.

II.
Meeresschutz

1.
Inwieweit halten Sie es unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten für notwendig, auch in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) Schutzgebiete auszuweisen?

2.
Ist es nach Völkerrecht, europäischem und deutschem Recht möglich oder sogar geboten, Schutzgebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone auszuweisen?

3.
Wie könnten die Kompetenzen von Bund und Ländern beim Meeresnaturschutz in der AWZ geregelt werden?

4.
Könnten in der Seeanlagenverordnung die Eingriffsregelung, die UVP-Pflichtigkeit bestimmter Vorhaben oder die Pflicht zur Abwägung aller öffentlichen Belange in der AWZ vorgeschrieben werden?

5.
Haben ökologische Bedenken gegenüber einem forcierten Ausbau von Windenergieanlagen bei der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Eingang und angemessene Berücksichtigung gefunden?

6.
Welche konkreten Fortschritte sind von den Regelungen in der Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten, die sich auf die Genehmigung von Anlagen zur Windenergienutzung auf See beziehen? Inwiefern stellen diese Regelungen eine Verbesserung der bisherigen Rechtslage dar?

7.
Inwieweit hat die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes Auswirkungen auf das sog. Hafenprivileg gem. § 9 (3) des Bundesnaturschutzgesetzes?

III.
Eingriffsregelung und Abwägungsklausel

1.
Welche Vorteile ergeben sich nach Ihrer Einschätzung durch die vorgesehene Regelung des § 19 BNatSchG-Entwurf? Wie könnten mögliche Nachteile noch „ausgebessert“ werden?

§ 19 des Entwurfs ist flexibler als die bisherige Regelung. Sie bedarf aber einer weiteren Flexibilisierung u.a. durch die Einführung des Vertragsnaturschutzes. Auch Instrumente wie Flächenpools und Ökokonten sollten als Kompensationsmaßnahme eingeführt werden, um einen Beitrag zur Verminderung wirtschaftlicher Einbußen betroffener land- und forstwirtschaftlicher Grundeigentümer zu leisten.

2.
Ist es bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft ausreichend, wenn die Belange des Naturschutzes im Rang vorgehen, oder sollte der Fall der Gleichrangigkeit mit aufgenommen werden?

Die Vorrangigkeit in § 19 Abs. 3 ist ausreichend. Eine Gleichrangigkeitsregelung für die Abwägung bei Eingriffen wäre in vielen Fällen schwer zu vermitteln, wenn sich diese so gestalten würde, dass der Naturschutz nach Abwägung aller betroffenen Interessen und nach einer dann bestehenden Gleichrangigkeit mit anderen Belangen grundsätzlich den Vorzug erhalten würde.

3.
Ist die Kontrolle der flexiblen Instrumente bei der Kompensation nach der vorgesehenen Eingriffsregelung (z.B. durch Flächenkataster) im Gesetz ausreichend gewährleistet?

Die Ausgestaltung der Kontrolle wird zu Recht den Ländern als Aufgaben in eigener Zuständigkeit übertragen.

4.
Teilen Sie die Meinung, dass der vorgelegte Gesetzentwurf eine Verschärfung bei der Zulässigkeit von Eingriffen enthält, da die Ausgleichs- bzw. Unterlassungspflicht nicht mehr wie in § 8 Abs. 2 des jetzigen BNatSchG an die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege geknüpft wird?

Die Aufgabe der Verknüpfung führt zu einer Verschärfung bei der Zulässigkeit von Eingriffen. Dies bewirkt, dass jegliche Eingriffe auszugleichen sind und stellt eine weitere Folge der Aufgabe des anthropozentrischen Ansatzes dar. Es ist nicht nachvollziehbar, dass vertretbare Eingriffe plötzlich ausgleichspflichtig werden sollen. Investitionsstau und Planungsunsicherheit werden die Folge sein.

5.
In § 18 Abs. 1 erfolgt eine Eingriffsausweitung auch auf Änderungen des Grundwasserspiegels. Inwieweit bleiben aus Ihrer Sicht bestehende Versorgungseinrichtungen und übliche Bewirtschaftungsmaßnahmen etwa in Form von Be- und Entwässerung hiervon unberührt?

Durch diese Vorschrift wird anerkannt, dass der Grundwasserspiegel durch Eingriffe von außerhalb der ordnungsgemäßen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft beeinträchtigt werden kann. Diese Eingriffe gilt es abzuwehren und zu kompensieren. Ob bestehende Versorgungseinrichtungen und Anlagen der Be- und Entwässerung davon unberührt bleiben, muß wegen der nicht eindeutigen Aussage des Entwurfs  offen gelassen werden. Dies auch vor dem Hintergrund, dass der Betrieb derartiger Anlagen nicht unmittelbar nachweisbare Auswirkungen verursacht. Vielmehr treten gravierende Folgen und Schäden erst nach einem längeren Betrieb und Zeitraum auf. 

6.
Sollte aus Ihrer Sicht der temporäre Naturschutz nicht mehr als vorgesehen verankert werden?

Den temporären oder auch kooperativen Naturschutz gilt es noch mehr zu stärken und zu fördern. Mit diesem Mittel können flexibel und im Einklang mit dem Eigentümer praxisorientierte Naturschutzprojekte durchgeführt werden. Die Akzeptanz solcher Vorhaben steigt. Die Ausgleichsregeln können breiter und vielschichtiger gefasst werden. § 18 III des Entwurfes fördert die Bereitschaft zur Eingehung solchen temporären Naturschutzes, da es die Gefahr eines Bestandschutzes für während der Vertragslaufzeit eventuell entstandener Schutzgebiete, beseitigt.

7.
Sollte aus Ihrer Sicht der im jetzt vorliegenden Entwurf zurückgenommene Begriff des Ökokontos verstärkt eine Rolle spielen?

Ökokonten schaffen ebenfalls eine erhöhte Akzeptanz für Naturschutzprojekte, da der betroffene Eigentümer somit flexibel auf deren Einrichtung reagieren kann und auch eher bereit sein wird verschiedene Eingriffe zu unterlassen, wenn ihm dafür andere Maßnahmen gutgeschrieben werden. Wir drängen daher unbedingt auf die Einführung von Ökökonten für alle privaten und öffentlichen Grundeigentümer.

8.
Ist es nicht sinnvoll, öffentliche Flächen vorrangig zum Ausgleich von Verursacherpflichten bereitzustellen?

Eine solche Regelung ist sinnvoll, da dadurch private Grundflächen am wenigsten betroffen werden. Hierzu bleibt anzumerken, dass es sich in solchen Fällen lediglich um „Ersatzmaßnahmen“ nach dem Wortlaut des Gesetzes handeln kann. Denn ein Ausgleich kann nur auf der zuvor beeinträchtigten Fläche erfolgen, weshalb eine öffentliche Fläche hier nicht herangezogen werden könnte. Die Nutzung von öffentlichen Flächen für Ersatzmaßnahmen ist auch aus dem Grunde sinnvoll und wünschenswert, da so das öffentliche und allgemein gesellschaftliche Interesse am Naturschutz besonders dokumentiert wird. Wenn die Gesellschaft dem Naturschutz einen noch höheren Stellenwert einräumen möchte, so hat sie auch für den entsprechenden Ausgleich zu sorgen. Dies kann eben durch die Bereitstellung von Ersatzflächen geschehen. Der private Eigentümer ist dagegen von diesen Forderungen der Gesellschaft freizustellen.

9.
Halten Sie es für sinnvoll, die bisher in § 1 Abs. 2 verankerte Abwägungsklausel erneut dahingehend aufzunehmen, dass neben dem Schutz von Natur und Landschaft um ihrer selbst willen auch der Schutz der Lebensgrundlage des Menschen von Bedeutung ist?

Der Schutz der Natur als Lebensgrundlage des Menschen ist wieder in die Abwägungsklausel mit aufzunehmen. Dies folgt auch aus den Vorgaben des Art. 20 a GG. Danach hat der Staat die natürlichen Lebensgrundlagen in Verantwortung für die künftigen Generationen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung zu schützen. Mit der Streichung dieses Grundsatzes lässt der Entwurf die Gleichstellung heutiger und zukünftiger Anforderungen an die Lebensgrundlage vermissen. Aus rechtsstaatlichen Gründen ist die Abwägungsklausel beizubehalten. Nur so werden die kollidierenden Belange zueinander in Beziehung gesetzt und es wird gewährleistet, dass die verschiedenen Interessen der Nutzer gegen- und untereinander abgewogen werden. Dies schließt ebenfalls den Gedanken der nachhaltigen Entwicklung mit ein, der die gleichrangige Berücksichtigung ökonomischer, sozialer und ökologischer Aspekte fordert.

10.
Halten Sie es für richtig, dass die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft, wie bisher in § 1 Abs. 3 angeführt, im Gesetzestext verbleibt?

Die geltende Regelung stellt den besonderen Beitrag der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft heraus. Die Streichung dieses Grundsatzes bedeutet die Negierung eines solchen Beitrages der Land- und Forstwirtschaft. Die ideologische Überhöhung des Entwurfs wird an dieser Stelle besonders deutlich. In der Bundesrepublik besteht eine durch jahrhundertlange Bewirtschaftung entstandene Kulturlandschaft. Durch Fachgesetze wird eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung garantiert. Mit einer Streichung würde das Selbstverständnis der nachhaltig und in Verantwortung für zukünftige Generationen wirtschaftenden Land- und Forstwirte zerstört. Gleichzeitig würde die Kooperationsbereitschaft und die Akzeptanz für Projekte des Naturschutzes aufs schwerste beeinträchtigt.

11.
Sehen Sie in der Formulierung des § 2 Abs. 1 Nr. 10 und 11 der Erhaltung von Kleinstrukturen in besiedelten und unbebauten Bereichen wie Trittsteinbiotopen (Umgebungsschutz) eine Verschärfung der Bebauung im Außenbereich? 

Die Bebauung im Außenbereich wird durch diese Regelung wesentlich erschwert. Eine Abwägungsklausel ist nicht enthalten, weshalb hier ein Generalanspruch des Naturschutzes formuliert wird. Wegen dieser fehlenden Abwägung ist diese Vorschrift in ihrer Wirksamkeit verfassungsrechtlich bedenklich.

12.
Welche Auswirkungen sehen Sie durch die Neufassung des Gesetzes auf die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung der ländlichen Räume, wie beispielsweise Verkehr, Bau, Gewerbe, Sport und Freizeit, zukommen?

Den bestehenden Konflikt zwischen Weiterentwicklung des ländlichen Raumes und Naturschutz löst der Entwurf allein zu Gunsten des letzteren. Durch die Festschreibung des Status quo wird der ländliche Raum wieder in seiner Entwicklung beschränkt. Ein Umdenken bzw. aufgeschlosseneres Verhältnis zum Naturschutz der ländlichen Bevölkerung kann mit solchen starren Vorgaben nicht erreicht werden. Ökologische, ökonomische und soziale Belange sind miteinander abzuwägen.

13.
Ist es richtig, dass mit der Aufnahme der Wiederherstellungsverpflichtung die Möglichkeit eröffnet wird, jedes Gebiet aus seiner bisherigen Nutzung zu nehmen bzw. die bisherige Nutzung zu beschränken?

Im Hinblick auf § 19 Abs. 1 sehen wir diese Gefahr nicht, da vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft unseres Erachtens unabhängig von Wiederherstellungsverpflichtungen zu unterlassen sind.

14.
Teilen Sie die Einschätzung, dass rekultivierte Flächen, auf denen bergbauliche  oder Bodenschätze gewinnende Tätigkeiten stattgefunden haben, häufig große Naturschutzpotenziale (z. B. aufgelassene Steinbrüche) aufweisen?

Derartige Flächen können ein gewisses Naturschutzpotential beinhalten. Dies ist allerdings gänzlich abhängig von dem entsprechenden Standort und den dort herrschenden biologischen Umständen. Naturschutzprojekte sollten an derartigen Standorten nicht per se eingerichtet werden. Hier ist die erforderliche Abstimmung mit und Zustimmung des Eigentümers einzuholen.

15.
Wenn ja: Halten Sie es für sinnvoll, in § 18 Abs. 2 neben der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auch die bergbauliche und Bodenschätze gewinnende mit aufzunehmen?

Die Aufnahme dieser Nutzungsarten wird für nicht sinnvoll erachtet. Hierbei kann es sich jedes Mal nur um Einzelfälle handeln, die nicht verallgemeinert werden können. Denn es sind eine Vielzahl von durch den Menschen aufgegebenen Nutzungsarten der Natur denkbar, die ein Naturschutzpotential zur Folge haben. Derartige Fälle, wie die Aufgabe von Truppenübungsplätzen, menschlichen Siedlungen, biologische Nischen bei Bahn- und Autobahnanlagen, sind so vielfältig, dass sie nicht generell durch Rechtsvorschrift erfasst werden können.

16.
Teilen Sie die Einschätzung, dass sich auf zeitweiligen Industriebrachen schützenswerte Biotope bilden können, die aber für den Nutzer die Gefahr bergen, die Fläche zukünftig nicht mehr nutzen zu können?

Dieser Ansicht ist zu folgen. Darin zeigt sich die Dynamik der Natur und deren Abhängigkeit von menschlichem Handeln.

17.
Wenn ja:  Wie könnte verhindert werden, dass derartige Flächen aus diesem Grund so behandelt werden, dass keine Biotope entstehen können (Mahd, Umbruch)? 

Es kann nicht jeder Flecken Grund und Boden zu einem Biotop erklärt werden. Hier ist eine Einzelfallabwägung erforderlich. Anderenfalls würden wirtschaftliche Tätigkeiten und Investitionen unterdrückt.

18.
Halten Sie es für sinnvoll, die Wiederaufnahme einer vorherigen Nutzung von der Eingriffsdefinition auszunehmen?

Solch eine Regelung (§ 18 Abs. 3 des Entwurfs) ist zwingend erforderlich. Allein dadurch wird die Bereitschaft zum Abschluß von Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes gewährleistet. Ohne solch eine Regelung und dem damit verbundenen Risiko, dass nach Ablauf einer vertraglichen Vereinbarung die ursprüngliche Nutzungsart nicht wieder aufgenommen werden könnte und dürfte, wäre das Instrument des Vertragsnaturschutzes reine Makulatur. Die rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten werden so zu einem flexiblen Instrument, mit denen auf die dynamische Entwicklung der Natur entsprechend und angemessen reagiert werden kann.

19.
Welche Abgrenzungs- und Zuständigkeitsprobleme können sich aus der Ausweitung auf das Grundwasser zwischen Naturschutzgesetz und Wasserhaushaltsgesetz ergeben?

Nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bedarf es bei der Benutzung oberirdischer Gewässer und des Grundwassers einer behördlichen Erlaubnis oder Bewilligung. Die im WHG enthaltenen Versagungsgründe haben nicht die selben tatbestandlichen Voraussetzungen wie die eines Eingriffes nach § 18 des Entwurfs. Dies hat zur Folge, dass sowohl zu sich überschneidenden als auch sich unterscheidenden Zuständigkeiten kommen wird. Dadurch wird sich auch zwangsläufig ein Mehr an Bürokratismus ergeben. Aus diesen Gründen sollte die Bewirtschaftung des Grundwassers ausschließlich im WHG erfolgen. 

20.
Ist die Abwägungsklausel in § 2 des Entwurfs ausreichend, um sicherzustellen, dass auch andere Belange hinreichende Berücksichtigung finden können? 

Die Abwägungsklausel ist insofern nicht ausreichend, als dass sie zwar auf § 1 verweist, dieser aber den anthropozentrischen Ansatz vermissen lässt. Die Belange der Allgemeinheit werden in § 2 in den Abwägungskanon miteinbezogen. Dies ist aber insofern nicht ausreichend, als dass der Grundsatz, dass die Natur als Lebensgrundlage des Menschen dient, nicht mehr enthalten ist. Deshalb muß dieses Abwägungskriterium dringend mit aufgenommen werden.

21.
Kann die Umsetzung der europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie den Vorgaben des Europarechtes genügen? 

Die Umsetzung genügt allgemeinen Anforderungen nicht. Die Eigentümer der betroffenen Grundflächen sind bei Auswahl und Erklärung der Gebiete zu Schutzgebieten zu keiner Zeit beteiligt. Ebenso sind keine speziellen Rechtsschutzmöglichkeiten hiergegen vorgesehen. Dies begegnet verfassungsrechtlichen Bedenken.

22.
Reichen die getroffenen gesetzlichen Bestimmungen der Fischereiwirtschaft aus, um einen ausreichenden Naturschutz in den Meeresgewässern mit der fischereiwirtschaftlichen Nutzung zu vereinbaren?

./.

23.
Kann das Vorrangverhältnis von Ausgleich vor Ersatz zugunsten einer allgemeinen Kompensationszahlung aufgehoben werden?

Das Vorrangverhältnis sollte nicht aufgehoben, sondern durch die Möglichkeit einer Kompensationszahlung ergänzt werden, um so Eingriffe flexibel ausgleichen zu können.

24.
Können Eingriffe mit der vorgesehenen Abwägungsvorschrift in Zukunft noch untersagt werden? 

Die Abwägungsvorschrift in der Eingriffsregelung ändert sich gegenüber dem geltenden Gesetz nicht, so dass dadurch keine Veränderungen eintreten. Dadurch, dass Ausgleich und Ersatz bei Eingriffen mit unvermeidbaren Beeinträchtigungen gleichwertig behandelt werden, verändert sich ebenfalls die Untersagungsmöglichkeit nicht. Folge wird vielmehr sein, dass durch eine flexiblere Handhabung ein sinnvollerer Ausgleich des Eingriffs möglich sein wird. Zudem wird durch die Streichung der Voraussetzung der Erforderlichkeit der Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme eine erhebliche Verschärfung erreicht.

25.
Welchen Bedarf sehen Sie für ein Minimierungsgebot bei Eingriffen, wie es der PDS-Entwurf vorsieht? 

./.

IV.
Gute fachliche Praxis
1.
Halten Sie die im Entwurf definierte gute fachliche Praxis für die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung in naturschutzfachlicher Sicht für ausreichend?

§ 5 Abs.3 sieht eine Erweiterung der Definition der guten fachlichen Praxis für die Landwirtschaft vor. Die gute fachliche Praxis bezeichnet eine Bewirtschaftungsform, die einen nachhaltigen und schonenden Umgang mit dem Wirtschaftsgut Boden vorsieht. Eine Definition hat in den entsprechenden  landwirtschaftlichen Fachgesetzen zu erfolgen. Sachlich und systematisch gehört sie nicht in ein Naturschutzgesetz. Eine Zuständigkeit der Naturschutzbehörden für landwirtschaftliche Fachfragen wäre die Folge. 
Es ist falsch, Bewirtschaftungsmethoden allein nach den Gesichtspunkten des Naturschutzes festzulegen. Eine Konfrontation von Land- und Forstwirtschaft mit dem Naturschutz ist damit vorprogrammiert. Die erforderliche Kooperation wird so nicht erreicht. 

Wir verweisen daher auf den Beschluß des Bundesrates in der 766. Sitzung vom 13. Juli 2001 (BR-Drucksache 411/01, Ziffer 9) und den darin enthaltenen Formulierungsvorschlag mit Begründung.

2.
Derzeit bilden die beschlossenen Fachgesetze die Grundlage der guten fachlichen Praxis. Darüber hinausgehende Beschränkungen obliegen dem Ausgleich. Nunmehr wurden wahllos gegriffene Einzelformulierungen im Rahmen der guten fachlichen Praxis eingearbeitet. Halten Sie diese Vorgehensweise für richtig und zielführend?

Vgl. Frage Nr. 1. Die Auflistung einzelner Anforderungen an die gute fachliche Praxis stellen lediglich eine Ausformung der ideologischen Prägung des Entwurfes dar. Wegen der bestehenden Regelung in den Fachgesetzen sind sie überflüssig.

3.
Wo liegen die Unterschiede zwischen einer „natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft” im Sinne von § 5 Abs. 1 des Gesetzentwurfs und dem Begriff der “guten fachlichen Praxis”?

Es bestehen keine Unterschiede. Der bewährte Begriff der guten fachlichen Praxis wird hier unnötigerweise einem zusätzlichen Begriff geopfert. Wenn Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft entsprechend der Vorschriften der Fachgesetze betrieben wird, so ist sie natur- und landschaftsverträglich.

4.
Welche Erfahrungen wurden in ökologischer Hinsicht mit dem bisherigen Begriffsverständnis der „guten fachlichen Praxis“ gemacht und inwieweit begründen diese Erfahrungen zusätzlichen Handlungsbedarf?

,/.

5.
Welche Konkretisierungen und Erweiterungen müssen in den Grundsätzen zur "guten fachlichen Praxis" zusätzlich Aufnahme finden?

Die Fachgesetze haben die gute fachliche Praxis umfassend geregelt, vgl. zusätzlich Antwort zu Frage Nr. 1.

6.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Forstwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

Keine. Aus Gründen der Rechtssystematik sind alle Vorschriften für die Forstwirtschaft in den entsprechenden Fachgesetzen geregelt. Die Bewirtschaftung wird nicht dadurch naturverträglicher, dass sie im Naturschutzgesetz geregelt würde. Vielmehr können unterschiedliche Bewirtschaftungsformen klarer, deutlicher und verständlicher in einem Fachgesetz dargestellt werden.

7.
Welche Gründe sprechen für eine Definition der naturverträglichen Fischereiwirtschaft im Bundesnaturschutzgesetz, bzw. was wird besser in den einschlägigen Fachgesetzen geregelt?

./.

8.
Halten Sie ein Verbot der Freisetzung transgener Organismen zum Schutz von Natur, Umwelt und Landschaft für erforderlich?

Ein generelles Verbot der Freisetzung transgener Organismen halten wir nicht für gerechtfertigt, da zumindest eine Forschung in diesem Bereich möglich sein muß. Allerdings darf die Freisetzung keinesfalls gegen den Willen des Grundeigentümers und muß unter genauer Klärung der Haftungsfragen erfolgen.

9.
Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen dem mit der beabsichtigten Gesetzesnovelle verbundenen ökologischen Nutzen auf der einen sowie der damit verbundenen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe auf der anderen Seite?

Mit dem Entwurf wird bewusst versucht, die gewachsene Kulturlandschaft der Bundesrepublik mit einem ökologischen Mantel zu überziehen. Die damit verbundene Existenzbedrohung vieler Familien, die in der Land- und Forstwirtschaft ihre Lebensgrundlage finden, wird dabei übersehen. Naturschutz kann nur mit den betroffenen Menschen sinnvoll ausgestaltet werden. Deshalb muß das Mittel des Vertragsnaturschutzes, das den Flächeneigentümer und die Gesellschaft gleichberechtigt gegenüber treten lässt, gefördert werden. Nur so kann Verständnis bei den Eigentümern, die seit Generationen in Verantwortung für die Natur leben und wirtschaften, geschaffen werden. Ein ebensolches Verständnis muß die Gesellschaft entwickeln, indem ihr bewusst wird, dass Naturschutzauflagen nicht ohne massive Eigentumsbeeinträchtigungen und damit mit einem entsprechenden Ausgleich, gefordert werden können.

10.
Sind aus Ihrer Sicht Wettbewerbsnachteile für die Land- und Forstwirtschaft in Deutschland im Hinblick auf den europäischen Vergleich zu befürchten?

Durch weitere Auflagen wird der Konkurrenzdruck für die Land- und Forstwirtschaft noch mehr erhöht. In der Land- und Forstwirtschaft muß sich der heimische Markt einem starken ausländischem Angebot stellen. Verschärfte Produktionsbedingungen werden zwangsläufig die Kosten für heimische Erzeugnisse anheben und somit den Absatz erschweren. 

11.
Wie kann sichergestellt werden, dass unbestimmte Rechtsbegriffe - auch im Rahmen der guten fachlichen Praxis - in Deutschland nicht wieder enger gefasst werden als in anderen europäischen Ländern und damit weitere Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen entstehen?

Hierzu kommt es auf die inhaltsgleiche Umsetzung der europäischen Vorgaben an. Ebenfalls sollte die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe, wo immer möglich, unterbleiben.

12.
Welche Schwierigkeiten ergeben sich durch unklare Definitionen und Abgrenzungen im Hinblick auf eine eingeschränkte Bewirtschaftung auf den an Biotope angrenzenden Betriebsflächen ?

In solchen Fällen wird sich eine große Unsicherheit in der Bewirtschaftung ergeben, die nur durch gerichtliche Klärung gelöst werden wird. Hierdurch wird erneut Unmut bei den Betroffenen erzeugt und es werden überflüssige Kosten entstehen. Lösungsmöglichkeiten ergeben sich hier durch das Mittel des Vertragsnaturschutzes, das bei entsprechenden Voraussetzungen der Schutzflächen angewandt werden sollte. D.h., dass eine Einschränkung der Bewirtschaftung auf solchen Grenzflächen nicht die Regel sein darf, sondern vielmehr solche Flächen in Ausnahmefällen geschützt werden können.

13.
Sehen Sie bei der Definition der Regeln zur “guten fachlichen Praxis” im Bundesnaturschutzgesetz Überschneidungen mit anderen Fachgesetzen?

Ja, z.B. dem Bundeswaldgesetz.

14.
Wird nicht durch die zusätzliche Ausweitung der guten fachlichen Praxis die Förderung im Rahmen des Kulturlandschaftspflegeprogramms (KULAP) gefährdet, da nur Maßnahmen ausgeglichen werden dürfen, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen?

Werden die Anforderungen an die gute fachliche Praxis erhöht, wird der Anwendungsbereich des KULAP eingeschränkt. Fördergelder gehen verloren.

15.
Halten Sie die Regelung hinsichtlich der schlagspezifischen Dokumentation nicht für sehr bürokratisch und hinsichtlich der Kontrolle für kaum durchführbar oder übermäßig kostenträchtig?

Eine derartige Vorschrift würde die in den Fachgesetzen, wie Pflanzenschutzgesetz und Düngeverordnung, enthaltenen Anforderungen übersteigen. Zudem ist nicht erkennbar, wie eine solche Dokumentation einem aktiven Naturschutz zu Gute kommen soll. Vielmehr würde neben den Landwirtschaftsbehörden eine weitere Kontrollinstanz mit einer entsprechenden Bürokratisierung installiert werden. 

16.
Wie hoch würden Sie den Verwaltungsaufwand veranschlagen, der sowohl auf Seiten der Verwender von Pflanzenschutz- und Düngemitteln als auch bei den zuständigen Behörden entsteht, um den vorgesehenen Dokumentationspflichten über deren Einsatz zu genügen (“Schlagkartei”)?

Genaue Angaben können nicht gemacht werden. Jedenfalls wird der Aufwand in keinem zu rechtfertigendem Verhältnis zum Nutzen stehen.

17.
Ist ein grundsätzliches Kahlschlagverbot, das weit über die bestehenden Bundes- und Landesgesetze und zahlreiche Regelungen selbst in Naturschutzgebieten hinausgeht, im Kleinprivatwald überhaupt hinnehmbar? Erscheint nicht auch vor dem Hintergrund der aktuellen naturschutzfachlichen Diskussion hinsichtlich vielfältiger Kraut-, Strauch- und Baumstrukturen sowie der Verjüngung von Lichtbaumarten (Eiche) ein solches grundsätzliches Kahlschlagverbot auch außerhalb von Schutzgebieten sehr fragwürdig?

Zunächst wirft das Kahlschlagverbot eigentumsrechtliche Probleme auf. Da die genaue Größe der Fläche, auf der Kahlschlag untersagt ist, nicht vorgegeben wird, kann es bei kleineren Waldflächen damit zu einer Totalenteignung kommen. 

Weiter sind in den Wald- und Forstgesetzen der Länder bereits umfassende, differenzierte Regelungen in Form von Genehmigungsvorbehalten oder Verboten mit Flächenangaben enthalten. Außerdem ist ein generelles Kahlschlagsverbot (auch von Kleinflächen) forstfachlich unsinnig, weil z.B. eine Naturverjüngung von Lichtbaumarten ohne Kahlhieb (kleinflächig) nicht immer möglich ist. Auch ist unter verschiedenen standörtlichen Situationen ein Kahlhieb (der im modifizierten Verfahren schonend praktiziert wird) waldbaulich – etwa beim Umbau in Laub- und Mischbauformen – unvermeidlich. Auch würde der Kleinwaldbesitzer, der eine Fläche von beispielsweise 2 oder 3 ha im sog. aussetzenden Betrieb bewirtschaftet, völlig unnötig stranguliert.

18.
Können die Länder durch eine entsprechend differenzierte Umsetzung von § 5 Abs. 3-5 in Landesrecht dafür Sorge tragen, dass hinreichend Spielraum für den Einsatz von EU-Fördermitteln für Agrarumweltmaßnahmen bleibt?

./.

19.
Sollte nicht die bisherige Regelung hinsichtlich einer Verpflichtung der Länder zu Ausgleichszahlungen beibehalten werden, da die angestrebte Entscheidungsfreiheit der Länder zu großen Wettbewerbsverzerrungen führen kann?

Das Verhältnis des Naturschutzes zur Land- und Forstwirtschaft würde durch die Neufassung der Ausgleichsregelung neu gewichtet. Bisher wurde ein angemessener Ausgleich nach Maßgabe des Landesrechtes dann gewährt, wenn bei Anordnungen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes die Anforderungen der guten fachlichen Praxis überschritten wurden (§ 3 b Abs.1 BNatSchG). Abweichend hiervon sähe § 5 Abs.2 lediglich den Ausgleich von Nutzungsbeschränkungen in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vor, der durch die Länder festzulegen wäre. Ihnen stünde es somit frei, die Grenze der Ausgleichspflichtigkeit festzusetzen. Eine bundesweit nicht einheitliche Definition des Inhaltes der Sozialbindung des Eigentums wäre die Folge. Dies hat auch zwangsläufig Wettbewerbsverzerrungen zur Folge.

Deshalb muß rahmengesetzlich sichergestellt werden, daß die Länder Regelungen zu erlassen haben, die Ausgleichszahlungen bereits dann vorsehen, wenn der Eigentümer mit Nutzungseinschränkungen belastet wird, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen. 

20.
Sind Sie der Meinung, dass die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis von den Bundesländern unterschiedlich umgesetzt werden? 

Die Möglichkeit besteht und ist eröffnet. Eine tatsächliche unterschiedliche Umsetzung muß aber nicht der Fall sein, da bereits viele Details mit der unglücklichen Vorschrift des 
§ 5 Abs. 2 vorgegeben sind. Fest steht aber, dass die Ausgleichsregelung unterschiedlich geregelt werden wird. Hier wird Maßstab die Kassenlage des jeweiligen Bundeslandes und das jeweilige Verhältnis zum privaten Eigentum sein, wonach die Grenze der Sozialpflichtigkeit des Eigentums gezogen werden wird.

21.
Wenn ja: Erwarten Sie aus dieser unterschiedlichen landespezifischen Umsetzung Wettbewerbsverzerrungen innerhalb Deutschlands?

Solche Wettbewerbsverzerrungen liegen auf der Hand. Denn wenn für Nutzungsbeschränkungen in den Ländern unterschiedliche Ausgleichsleistungen gewährt werden, schlägt dies unmittelbar auf den Wettbewerb durch.


V.
Vertragsnaturschutz und Eigentum
1.
Inwieweit können nach Ihrer Einschätzung die Ziele des Naturschutzes auch über befristete Verträge dauerhaft verwirklicht werden?

Die Bundesregierung verfolgt mit der angestrebten Gesetzesnovellierung den Anspruch, einem modernen und nachhaltigen Naturschutz Geltung zu verschaffen. Wesentliches Anliegen nach der Gesetzesbegründung ist es dabei, mehr Akzeptanz, Verantwortungsbewußtsein und Verständnis für Maßnahmen des Naturschutzes bei der Bevölkerung zu schaffen. Da bei solchen Maßnahmen jedes Mal das Eigentum und die Belange der Grundbesitzer betroffen werden, wäre es nur folgerichtig, diese in die entsprechenden Vorhaben mit einzubeziehen. Das geeignete Instrument hierfür ist der Vertragsnaturschutz. Diesem ist der Vorrang vor ordnungsrechtlichen Maßnahmen zu geben, um dem selbstgesteckten Anspruch an das neue Gesetz gerecht zu werden. 

2.
Unterstützen Sie die These des Miteinanders von Naturschutz und wirtschaftlicher Entwicklung durch vertragliche Vereinbarungen?

Naturschutz kann heute nicht isoliert betrachtet werden. Dafür sind die Anforderungen an die Natur bzw. vorhandene Fläche der verschiedenen Nutzergruppen zu vielfältig. Um hier den tragfähigsten Kompromiß zu finden, sind vertragliche Vereinbarungen das beste Mittel. Allein ordnungsrechtliche Maßnahmen würden das Spannungsfeld des Flächenkonfliktes zusätzlich verschärfen.

3.
Ist es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, die Komponenten Ökonomie, Ökologie und soziale Komponente im Sinne einer ökologischen und sozialen Marktwirtschaft gleichermaßen zu verankern?

Die drei angesprochenen Komponenten müssen gleichermaßen anerkannt werden. Nur so wird ein gerechter Ausgleich zwischen den Bedürfnissen der lebenden und der kommenden Generationen gewährleistet. Ziel muß es sein, einen Schutz durch Nutzen zu erreichen. Auf diese Weise kann die Forderung von Rio, ökonomische, ökologische und soziale Komponenten zu verbinden, von den Eigentümern der Grundflächen am verträglichsten und für die Gesellschaft nützlichsten umgesetzt werden. Die Streichung des anthropozentrischen Ansatzes in dem Entwurf missachtet diese Einsicht.

4.
Halten Sie freiwillige Vereinbarungen mit Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden, Institutionen für sinnvoll?

Um für den Naturschutz eine tatsächliche gesellschaftliche Akzeptanz, insbesondere der Eigentümer der betroffenen Flächen, zu erreichen, sind freiwillige Vereinbarungen nicht nur sinnvoll, sondern auch geboten.

5.
Sollte dem Vertragsnaturschutz im Sinne eines vertrauensbildenden Instruments im Gesetzestext mehr Bedeutung beigemessen werden im Sinne eines wichtigen Dialoges mit den vor Ort Tätigen, aber auch im Sinne eines gerechten Ausgleichs für Verbote, Gebote und Festsetzungen?

Der Vorrang des Vertragsnaturschutzes ist aus ordnungs- und finanzpolitischen Gründen notwendig. Bei einer nur fakultativen Berücksichtigung würde auf die Haushalte von Bund und Ländern eine weder abzusehende noch kalkulierbare Mehrbelastung zukommen. Denn Grundbesitzer werden die Bewirtschaftung ihrer Grundflächen, wenn diese aufgrund naturschutzrechtlicher Auflagen nicht mehr ökonomisch sinnvoll ist, aufgeben. Die finanzielle Unterstützung der Pflege und Erhaltung seitens der öffentlichen Hand wäre eine zwingende Folge. 

Um dem Vertragsnaturschutz als mildeste Form des Eingriffs Vorrang einzuräumen, ist § 8 wie folgt zu fassen: 

„Die Länder stellen bei der Durchführung von Naturschutzmaßnahmen sicher, daß vertragliche Vereinbarungen hoheitlichen Maßnahmen dann vorzuziehen sind, wenn sie dem Zweck in gleicher Weise dienen und nicht zu einer nicht hinnehmbaren Verzögerung der Maßnahmen führen.“ 

6.
Wie bewerten Sie den Einwand, dass der Gesetzentwurf einer dirigistischen Grundlinie verhaftet sei, indem Naturschutz vor allem durch Nutzungseinschränkungen, mithin durch – vor allem an die Landwirtschaft gerichtete – staatliche Auflagen erreicht werden soll, anstatt den Vertragsnaturschutz und freiwillige Maßnahmen in den Vordergrund zu stellen?

Der Regierungsentwurf macht deutlich, dass im Verantwortungsbereich „Naturschutz“ gegenüber den Land- und Forstwirten ein neuer Kurs gefahren werden soll. Der ursprünglich durch die Einführung des Vertragsnaturschutzes in das geltende Bundesnaturschutzgesetz eingeschlagene Weg des Konsenses (Kooperationsprinzip) wird weitgehend aufgegeben. Mittel des Ordnungsrechtes stehen im Vordergrund. Der Entwurf läßt die rechtsstaatliche Verpflichtung zur Abwägung vermissen. Hinzu kommt die Ausweitung der Schutzgebiete, Schaffung gesetzlich geschützter Biotope, Pufferzonen und von Trittsteinbiotopen. Die hoheitlichen Handlungs- und Einflussmöglichkeiten werden damit ausgeweitet.

7.
Wie bewerten Sie den Einwand, wonach der Gesetzentwurf u.a. durch eine Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe die Ermessensspielräume der vollziehenden Behörden erweitert, was zum einen deren Leistungsfähigkeit unangemessen beansprucht und zum anderen aus Sicht der Betroffenen erhebliche Planungsunsicherheiten entstehen lassen könnte?

Durch eine (ungeeignete) Definition der guten fachlichen Praxis für Land- und Forstwirtschaft wird erstmals eine Doppelgleisigkeit von Naturschutzrecht und land- und forstwirtschaftlichem Fachrecht geschaffen. Das führt zu Rechtszersplitterung, Rechtsunklarheit und unnötigem Bürokratismus. Im Forstrecht des Bundes und der Länder ( lex spezialis) ist die Waldbewirtschaftung abschließend geregelt. Die im Entwurf vorgesehene Regelung ist rechtssystematisch und fachlich falsch. Verstärkt wird dieser Effekt durch die Aufnahme einer Vielzahl von unbestimmten Rechtsbegriffen.

8.
Sehen Sie die Eigentumsrechte entsprechend Art. 14 GG durch den jetzigen Gesetzentwurf nachhaltig garantiert? Verstoßen Regelungen des Gesetzentwurfs gegen die Eigentumsgarantie? Wie muss die Entschädigungsregelung dazu aussehen?

Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes ist durch die vorgesehene Neuregelung massiv bedroht. Deshalb wird folgende Entschädigungsregelung vorgeschlagen: 

Die Länder erlassen angemessene Ausgleichs- und Entschädigungsregelungen für naturschutzbedingte Einschränkungen in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die über die Anforderungen hinausgehen, die sich aus den geltenden Fachgesetzen, insbesondere aus § 17 Abs. 2 und 3 Bundesbodenschutzgesetz, ergeben.

9.
Können definierte Betreiberpflichten, z.B. im Rahmen der Vorgaben zur "guten fachlichen Praxis" für Land-, Forst- und Fischwirte einen rechtlichen Anspruch auf Entschädigungszahlungen oder anderweitigen Ausgleich begründen, sofern Naturschutzauflagen über diese Betreiberpflichten hinausgehen?

Die Neuregelung des Verhältnisses des Naturschutzes zur Land- und Forstwirtschaft ist geprägt durch eine Neufassung der Ausgleichsregelung. Abweichend von der bestehenden Regelung wird die Ausgleichspflicht nicht mehr daran geknüpft, dass dem Eigentümer Auflagen gemacht werden, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen. Die Länder können vielmehr frei entscheiden, ob sie erst bei unzumutbaren Nutzungseinschränkungen einen Ausgleich gewähren. Das Gesetz bedarf dennoch der Zustimmung des Bundesrates.

Deshalb muß rahmengesetzlich sichergestellt werden, dass die Länder Regelungen zu erlassen haben, die Ausgleichszahlungen bereits dann vorsehen, wenn der Eigentümer mit Nutzungseinschränkungen belastet wird, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen. 

Die in den Fachgesetzen des Bundes und der Länder umfassend geregelte nachhaltige und ordnungsgemäße Land- und Forstwirtschaft berücksichtigt die Naturschutzbelange bereits so ausreichend, dass durch ihre Einhaltung der Eigentümer den wirtschaftlich zumutbaren Beitrag zum Naturschutz leistet. Für darüber hinausgehende Anforderungen ist ein Ausgleich zu gewähren.

10.
Welche Konsequenzen für die Vollzugspraxis erwachsen den Naturschutzbehörden aus der Verpflichtung des § 8 im Regierungsentwurf, den Vorrang des Vertragsnaturschutzes zu prüfen?

Da die Verwaltung, hier die Naturschutzbehörden, an Recht und Gesetz gebunden ist, haben sie bei Anordnung bestimmter Maßnahmen und Auflagen auch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten. Dieser schließt die Auswahl des mildesten Mittels ein, so dass hieraus keine besonderen Konsequenzen erwachsen.

11.
Welche Kriterien liegen den Entschädigungszahlungen oder anderweitigem Ausgleich in den Ländern zu Grunde?

./.

12.
Können in den Landesnaturschutzgesetzen aufgeführte Bestimmungen über die "ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung des Eigentums" (verwendet werden unterschiedliche Begriffe wie Billigkeits-, Verhältnismäßigkeits-, Erschwernis- oder Härtefallausgleich) juristisch und de facto zu einer länderspezifischen Differenzierung hinsichtlich des "bestimmten Maßes" an Sozialbindung des Eigentums führen und damit zu unterschiedlichen Ausgleichskriterien (unter der Annahme gleicher Ausgangsbedingungen)?

Wie schon die Vielzahl der verwendeten Begriffe zeigt, wird es auch zu einer Vielzahl von Ausgestaltungen bei der Bestimmung des Maßes der Sozialbindung des Eigentums kommen. Um hier einen bundesweit einheitlichen Beurteilungsmaßstab zu schaffen, ist es zwingend erforderlich, die Ausgleichspflicht an die Überschreitung der guten fachlichen Praxis zu binden.

13.
Gibt es aus Ihrer Sicht signifikante Unterschiede hinsichtlich des Behördenaufwandes zwischen Ordnungsrecht und Vertragsnaturschutz?

Ein potentiell höherer Behördenaufwand ist nicht dazu geeignet, verfassungsrechtliche Prinzipien, wie das der Verhältnismäßigkeit, nachdem grundsätzlich das mildeste Mittel zum Erreichen einer Zieles gewählt werden muß, auszuschalten.

14.
Sehen Sie den Vertragsnaturschutz gleichermaßen als geeignetes Mittel für Kernflächen, großflächige Schutzgebiete, Biotopvernetzung und die naturnahe Bewirtschaftung auf großer Fläche?

Der Vertragsnaturschutz ist für alle diese Flächen ein geeignetes Mittel.

15.
Sehen Sie im KULAP und der damit verbundenen Mischfinanzierung von EU (ca. 50 %) und Land ein geeignetes Mittel, Vertragsnaturschutz positiv im Sinne des Naturschutzes umzusetzen?

Gerade die Mischfinanzierung macht das KULAP für die öffentlichen Länderkassen interessant.

16.
Halten Sie den Vertragsnaturschutz für ein geeignetes Mittel, um für ein konfliktfreies Nebeneinander von wirtschaftlichem Betrieb – damit auch dem Erhalt und der Schaffung von Arbeitsplätzen – sowie Umwelt und Naturschutz und den Ansprüchen der Gesellschaft auf Freizeit und Erholung zu sorgen?

Vertragsnaturschutz ist ein flexibles Instrument, mit dem die bestehenden Nutzungskonflikte miteinander verbunden werden können. Das Engagement für eine Auflösung, zumindest für das Verständnis der Konkurrenzsituation wird dadurch gefördert. Mit hoheitlichen Maßnahmen, an die im günstigsten Fall eine Ausgleichsleistung geknüpft ist, wird man kein Verständnis für den Wandel in der Nutzung der natur schaffen können.

17.
Welche Möglichkeit für den Erhalt von Biotopen sehen Sie, wenn Landwirte in großem Umfang schützenswerte Flächen aus der pflegenden Bewirtschaftung nehmen und brach fallen lassen?

In derartigen Fällen muß dem Landwirt die Wiederaufnahme der Bewirtschaftung bzw. die Ausführung der Pflege so attraktiv gestaltet werden, dass Erwerbsausfälle vollständig kompensiert werden. Dabei ist zu bedenken, dass eine komplette Übernahme dieser Arbeiten durch die öffentlich Hand ungleich teurer wäre. Zugleich ginge damit der mit der Fläche in Verbindung stehende Sachverstand und das entsprechende persönliche verantwortungsvolle Engagement des Eigentümers verloren.

18.
Wie hoch schätzen Sie die Kosten für die Pflege brachliegender Flächen, wenn sie aus der landwirtschaftlichen Nutzung gefallen sind und die öffentliche Hand die Pflege übernehmen muss?

Für die Pflege leicht hängiger, maschinenfähiger und nicht verbuschter Brachflächen müssen ca. DM 300,- pro ha und Jahr aufgewendet werden. Bei stärkerer Verbuschung steigen diese Kosten auf ca. DM 600,- pro ha und Jahr. Bei Hangflächen, die nur noch mit Handarbeit gepflegt werden können, liegen die Kosten bei ca. DM 1.500,- pro ha und Jahr.

Diese Werte beruhen auf der Grundlage von Berechnungen der Maschinenringe. Dabei wird der Einsatz von Landwirten für die Pflege vorausgesetzt. Falls die Kommunen diese Leistungen mit eigenem Personal erbringen, können die angesetzten Kosten bis zu 50 % steigen.

Ergänzend ist anzumerken, dass bei Herausnahme landwirtschaftlicher Flächen aus der Nutzung, der öffentlichen Hand auf Dauer die entsprechenden Kosten angelastet werden. Bei einer Weiterbewirtschaftung entstünden diese Kosten nicht. Dem Landwirt kämen vielmehr die Nutzungen zugute. 

19.
Wie sehen Sie die Möglichkeit, einen Ausgleich für die entgangenen Einnahmen der Landwirte zu zahlen, und wie könnten die Mittel bereitgestellt werden?

./.

20.
Haben Sie eine Vorstellung über die Höhe der für Ausgleichszahlungen zu entrichtenden Beträge?

Hier müsste zunächst der Einkommensverlust erstattet werden. Ebenfalls muß der Verkehrswertverlust der Fläche in Ansatz gebracht, sowie die potentiellen Aufwendungen für eine Rekultivierung und den Verlust des kultivierbaren Zustandes ersetzt werden. Die Höhe dieser Kosten übertrifft die in der Begründung des Entwurfs eingestellten Kosten für die Schaffung eines Biotopverbundes. 

VI.
Verbandsklage
1.
Rechtfertigen die bisherigen Erfahrungen im Naturschutz ein Misstrauen gegenüber den Naturschutzbehörden, so dass sich die Notwendigkeit ergibt, auf Naturschutz ausgerichtete Verbände als zusätzliche Kontrolleure zu etablieren?

Aus Misstrauen gegenüber den Behörden Naturschutzverbände als zusätzliche Kontrolleure zu installieren, kommt einer Bankrotterklärung und Entmündigung des staatlichen Behördensystems gleich. Naturschutzverbände haben keinen staatlichen Auftrag und unterliegen auch weder irgendeiner Fach- oder Rechtsaufsicht. Ein hoch qualifizierter, personalintensiver, verbeamteter und mit hoheitlichen Mitteln ausgestatteter Behördenapparat würde damit desavouiert.

2.
Mitwirkungsrechte von anerkannten Naturschutzvereinen werden ausgebaut, Klagerechte auf Bundesebene erstmals eingeführt. Ist der Regelungskomplex als sachgerecht anzusehen?

Die Mitwirkungsrechte von Verbänden werden durch den Regierungsentwurf ausgeweitet und durch ein Klagerecht ergänzt. Darin liegt ein Verstoß gegen den Grundsatz der Klagebefugnis nur bei eigener Rechtsbetroffenheit. Die Klagebefugnis schwächt die Stellung der Naturschutzbehörden, weil ihnen gleichsam eine private Aufsichtsstelle zugeordnet wird. 

Unter den Interessenvertretungen entsteht eine Zweiklassengesellschaft, wenn den Eigentümerverbänden dieses Recht vorenthalten wird. Ebenso bleibt ihre Beteiligung am Verwaltungsverfahren ungeregelt.

3.
Halten Sie es für sinnvoll, eine Vereinsklage auf Bundesebene einzuführen?

Nein.

4.
Halten Sie die in  § 57 ff. formulierte Mitwirkung von Vereinen für ein geeignetes Mittel, den Gesichtspunkten des Umweltschutzes Rechnung zu tragen, aber gleichzeitig Genehmigungsverfahren nicht unnötig in die Länge zu ziehen?

Das vorgesehene Mitwirkungsrecht wird sich als Verfahrensbremse erweisen. Verwaltungs- und verwaltungsgerichtliche Verfahren werden unnötig aufgebläht. Notwendige Investitionen werden dadurch verschleppt; der Wirtschaftsstandort Deutschland weiter vernachlässigt. Investoren werden in andere Standorte ausweichen, anstatt für potentielle Eingriffe geeignete, erforderliche und wünschenswerte Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu schaffen. Der gut gemeinte Gedanke der Beteiligung von Naturschutzverbänden wird zu einem Stillstand im Naturschutz führen. Effektive Arbeit wird so nicht geleistet werden können.

5.
Ist es richtig, dass die Arhus-Konvention bislang nur von neun der 40 Staaten ratifiziert wurde, darunter nur einem EU-Mitgliedstaat (Dänemark), und darüber hinaus auf europäischer Ebene momentan an der Erarbeitung von Richtlinien zur Umsetzung der Arhus-Konvention gearbeitet wird und deshalb die Bundesrepublik auf einen momentanen Alleingang hinsichtlich des Verbandsklagerechtes verzichten sollte?

./.

6.
Halten Sie es für sinnvoll, auch anderen Interessenverbänden, die soziale und wirtschaftliche Interessen berücksichtigen, eine Beteiligungsmöglichkeit einzuräumen, um sicherzustellen, dass auch andere Belange angemessen berücksichtigt werden?

Die Beteiligung /Mitwirkung der Verbände der Eigentümervertreter wird aufs dringlichste gefordert. Dass nur dem tatsächlich mit seiner Fläche betroffenen Eigentümer, der von Maßnahmen des Naturschutzes originär betroffen ist, ein Klagerecht zusteht, entspricht in diesem Zusammenhang nicht dem Gleichgewicht der Kräfte. Vielmehr werden die Vereine einseitig privilegiert, die in ihrer Existenz nicht von dem Erhalt und der Bewirtschaftung von Grundflächen, sondern allein von staatlichen Zuwendungen und privaten Spenden abhängig sind. Deshalb ist das Verbandsklagerecht für Vereine nach § 58 des Entwurfs zu streichen, bzw. ist den Eigentümervertreterverbänden ein gleiches Recht zuzusprechen.

7.
Halten Sie die Ausweitung der Verwaltungsakte und Vorhaben, bei denen nach § 57 eine Mitwirkung von Vereinen vorgesehen ist bzw. gegen die Rechtsbehelfe eingelegt werden können (unter besonderer Berücksichtigung der Plangenehmigung), für ausreichend? 
./.

8.
Ist der Kreis der umweltrelevanten Verfahren auf Landes- und Bundesebene, für die eine Verbandsklage zugelassen werden soll, hinreichend im Sinne der Zielbestimmungen der Entwürfe? 

./.

9.
Welche Erfahrungen bestehen bisher mit dem Vereinsklagerecht?

./.

10.
Haben Sie Vorschläge für eine Verbesserung der Regelungen der Vereinsklage?

./.

11.
Wer trägt die Kosten von Verzögerungen bei Vereinsklagen?

Wenn es bei der vorgesehenen Regelung bleibt, müssten die Kosten von dem klagenden Verein übernommen werden. Dies würde zu einer differenzierteren und überlegteren Anwendung führen und gleichfalls dem Instrument den Hauch des Querulatorischen nehmen.

12.
Wie kann das Vereinsklagerecht – wenn verankert – so gestaltet werden, dass keine Verzögerungen von Projekten etc. auftreten?

./.

13.
Halten Sie bei der Vereinsklage eine Streitwertbegrenzung für sinnvoll, und wie könnte sie aussehen?

Eine Streitwertbegrenzung hätte kontraproduktiven Charakter. Da das Prozessrisiko dadurch sinkt, wäre mit einer überhöhten Prozesstätigkeit zu rechnen. Es ist nicht einzusehen, warum Umweltverbände gegenüber dem normalen Bürger privilegiert werden sollten, indem ihnen ein vermindertes Prozessrisiko garantiert wird.

14.
Ist die in § 68 Abs. 5 des Entwurfes vorgesehene Übergangsvorschrift zum Verbandsklagerecht sinnvoll, wonach auch gegen Verwaltungsakte, die vor Jahren erlassen wurden, mit der Verbandsklage angegangen werden kann?

Hier wird der ideologische Allmachtanspruch des Entwurfs besonders deutlich. Damit soll noch vor Inkrafttreten des Gesetzes auf planerische Verwaltungsentscheidungen durch einen späteren Rückgriff durch die Verbandsklage genommen werden. Eine Rückwirkung und damit verbundene einseitige Privilegierung der Umweltverbände ist nicht hinnehmbar. Zudem wäre ein weitere Überlastung der Behörden und Verwaltungsgerichte die Folge.

15.
Halten Sie die im PDS-Entwurf vorgeschlagene Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung bezüglich einer Ausweitung der Klagerechte der Bürger auf "rechtlich bedeutsame eigene Interessen" für erforderlich?

Diese Forderung ist abzulehnen. Die Verwaltungsgerichtsordnung verlangt zu Recht das Betroffensein in eigenen Rechten, um Anfechtungs- oder Verpflichtungsklagen zu erheben. Zweck ist es Popularklagen auszuschließen, um die Gerichte nicht zu überlasten. Zudem ist die Formulierung des „rechtlich bedeutsamen eigenen Interesses“ zu unbestimmt und würde zu Rechtsunsicherheit führen. Dagegen kann die Betroffenheit in eigenen Rechten, wie dem Eigentum, leicht bestimmt werden. Andererseits würde gerade die Eigentumsposition unübersehbar ausgehöhlt. Eine Ausweitung der Klagebefugnis bedeutete vielmehr ein Angriff auf die bestehende Rechts- und Eigentumsordnung.

VII.
Allgemeines (einschließlich Kosten)

1.
Welche Vorteile bringt das Instrument der Landschaftsplanung für die Planungssicherheit gerade im ländlichen Raum? 

./.

2.
Welche Vorteile ergeben sich aus der Aufnahme der Pflicht zur Umweltbeobachtung für die umfassende Ermittlung und Auswertung der naturschutzfachlichen Situation in Deutschland? 

Inwieweit sind die vorgeschlagenen Regelungen für die Umweltbeobachtung geeignet, auch Ursachen für die Veränderungen des Naturhaushaltes aufzuzeigen?

Die ökologische Umweltbeobachtung ist nicht Aufgabe des Bundes. Gem. Art. 83 GG ist sie eigene Angelegenheit der Länder. Für das Vorliegen einer Annex-Kompetenz ist nichts ersichtlich. Ebenso ist es nicht Aufgabe des Bundes, eine „koordinierende Funktion“, wie in der Begründung zum Entwurf ausgeführt, wahrzunehmen. Auch dies steht allein den Ländern zu. Dies folgt auch daraus, dass die nationale Bewertung der FFH-Gebietsvorschläge ebensowenig Aufgabe des Bundes, sondern eigene Angelegenheit der Länder ist. Hier wird die an sich durch Art. 70 Abs.1 GG gesperrte Tendenz deutlich, den Bund für alles zuständig erklären zu wollen.

Zweck der Umweltbeobachtung soll es sein, den Zustand der Natur zu ermitteln, auszuwerten und zu bewerten. Sinnvoll wäre es, hierzu einen konkreten Handlungsauftrag für den fall zu formulieren, wenn festgestellt wird, dass Maßnahmen des Naturschutzes unwirksam sind oder sich als ungeeignet herausstellen. Das Naturschutzrecht könnte damit flexibler gehandhabt werden und der Entwurf verlöre seine statische Ausprägung. 

3.
Kann die Aufnahme des Entwicklungsaspekts als Ausweisungsvoraussetzung in § 24 Abs. 1 Nr. 3 dazu beitragen, die in Abs. 2 definierte Zielsetzung Prozessschutz zu erfüllen?

./.

4.
Wäre es auch aus Ihrer Sicht sinnvoll, das im ersten Entwurf vorgesehene Waldvermehrungsgebot in unterdurchschnittlich bewaldeten Gebieten wieder aufzunehmen?

Nein. Hierbei handelt es sich um eine föderale Aufgabe der Bundesländer, die die Verhältnisse in den Regionen allein beurteilen können.

5.
Wird der jetzt vorgelegte Entwurf zur Novellierung des BNatSchG den Anforderungen einer unbürokratischen und zielgerichteten Vorgehensweise im Hinblick auf ein sinnvolles Miteinander von Ökologie, Ökonomie und sozialer Komponente gerecht?

Diesen Anforderungen wird der Entwurf nicht gerecht. Hauptproblem ist dabei die entstehende Doppelzuständigkeit von Fach- und Naturschutzbehörden in Fragen der guten fachlichen Praxis. Die vorgesehene Einführung der Verbandsklage wird ebenfalls nicht zu einem unbürokratischen und zielgerichteten Vorgehen in Sachen des Naturschutzes führen. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang noch der geplante Biotopverbund, der in seinem Aufbau und Installation ein bürokratisches Ungetüm darstellt.

6.
Befürworten Sie das von der Union geforderte Patenschaftsprogramm mit den Naturschutzverbänden zwecks Erhalt, Schutz, Wiederherstellung und Weiterentwicklung von speziellen Schutzgebieten?

Solch ein Patenprogramm kann sinnvoll und nützlich sein. Dies muß jeweils im Einzelfall geprüft werden. 

7.
Sehen Sie Handlungsbedarf hinsichtlich der Lenkung der erholungssuchenden Bevölkerung im Hinblick auf den Schutz der Natur und der Artenvielfalt?

Die Erholungsfunktion der Natur für die Bevölkerung wird anerkannt. Dennoch muß das Bewusstsein für einen schonenden Umgang mit der Natur und ein nicht unbegrenztes und ungehindertes Betretungsrecht von Wald und Feld noch mehr geschärft werden.

8.
Ist der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf aufgrund der Vielzahl von Länderregelungen zustimmungspflichtig?

Der Entwurf sieht u.a. vor, die Verbandsklage in sämtlichen Bundesländern einzuführen. Bisher gab es eine solche Klage in den Ländern Bayern, Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpommern nicht. Die Einführung eines solchen Rechtsbehelfs auch in diesen Ländern würde die Zustimmung des Bundesrates zum Gesetz erforderlich machen.

9.
Halten Sie die bisherigen Kostenberechnungen der Regierung hinsichtlich der kostenmäßigen Auswirkungen für realistisch und solide, wenn in Schutzgebieten von 10 % Ertragsminderung, von 10 % Wertverlust und von 100 DM/Jahr/ha (für den alle 10 Jahre anfallenden Pflegeaufwand) als Basis der Berechnung ausgegangen wird?

Die in dem Begründungstext des Gesetzentwurfs aufgenommenen Kalkulationen der haushaltsmäßigen Auswirkungen sind teilweise fehlerhaft und in mehrerer Hinsicht erheblich zu niedrig angesetzt. Die Ertragseinbußen und Bewirtschaftungserschwernisse der Betriebe sind tatsächlich sehr viel höher.

Für den Bereich der Forstwirtschaft ist die Bezugsbasis des Reingewinns falsch angegeben, d.h. um die Hälfte zu niedrig (falsche Bezugsbasis Forstteil der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe gem. Agrarbericht der Bundesregierung). Der Agrarbericht 2000 weist für die privaten und körperschaftlichen Forstbetriebe einen Gewinn in Höhe von 108,- DM/ha aus (Agrarbericht der Bundesregierung 2000, Textteil S.44).

Die Schätzung der Minderung des Verkehrswertes trifft nicht zu. Die angesetzten 10% sind unrealistisch. Vielmehr ist eine Verkehrswertminderung von bis zu 50% bei Ausweitung der gesetzlich geschützten Biotope für die betroffene Fläche anzunehmen. Weitere Wertverluste sind durch die eingeschränkte Beleihungsfähigkeit des Grundbesitzes durch Banken zu erwarten.

Die Verkehrswertminderung für die fraglichen Waldbestände in Höhe von 10% und der durchschnittliche Verkehrswert in Höhe von 15.000 DM/ha treffen die Realität nicht. Es blieb unberücksichtigt, dass die Merkmale schutzwürdiger Waldbiotope erst in der auch ökonomisch wertvollen Altersphase der Waldbestände erreicht werden. Die haushaltsmäßigen Belastungen sind deshalb wesentlich höher zu beziffern.

Die haushaltsmäßigen Belastungen und volkswirtschaftlichen Verluste sind deshalb wesentlich höher zu beziffern.

Auch bestehen im Hinblick auf die angegebenen betroffenen Flächengrößenordnungen erhebliche Zweifel. Die definitorischen Unklarheiten können zu erheblich größeren Flächenanteilen führen. Entsprechendes gilt auch für die geplante Unterschutzstellung der Umgebung von Schutzgebieten. Ein entsprechender Flächenbedarf ist an keiner Stelle der Gesetzesbegründung kalkuliert. Die haushaltsmäßigen Auswirkungen werden verharmlost und ihre Risiken bevorzugt den Ländern zugeschoben.

Das gilt zusätzlich für die fehlende Bezifferung des Finanzbedarfs für den Vertragsnaturschutz, der völlig unberücksichtigt geblieben ist. Auch wenn die Ausgestaltung des bundesgesetzlichen Rahmens Aufgabe der Länder ist, so hat der Bund die Kosten der Auflagen bzw. Maßnahmen zu kalkulieren, zu denen er die Länder verpflichtet.

Durch Unterschutzstellung der Forstflächen der Länder und des Bundes (Staatswald) werden die Haushalte zusätzlich und erheblich belastet.

10.
Wie sehen Sie die finanzielle Verantwortung des Bundes im Hinblick auf Schutzgebiete von europäischer bzw. von bundesdeutscher Bedeutung, insbesondere in Nationalparken?

./.

11.
Wird von Ihnen der in § 52 formulierte Vogelschutz an Masten und technischen Bauteilen von Hochspannungsleitungen gegen Stromschlag zum Schutz von europäischen Vogelarten, der mit Kosten in Höhe von 225-450 Mio. DM verbunden ist, als sinnvoll erachtet?

./.

12.
Sehen Sie es als sinnvoll an, die Haltung von Tieren wildlebender Arten aus der Genehmigungspflicht des BNatSchG herauszunehmen, um behördliche Abläufe durch eine Anzeigepflicht zu vereinfachen und zu beschleunigen?

./.

13.
Halten Sie den jetzigen Entwurf für geeignet, den Schutz der Natur in Deutschland spürbar voranzubringen?

Nein, siehe obige Antworten.

14.
Wie hoch schätzen Sie die jeweils nach Betriebsgröße und Standort spezifizierten Mehrkosten, welche land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durch die vorgesehenen Nutzungsauflagen im Rahmen naturschutzrechtlicher Auflagen entstehen werden?

Nutzungsauflagen für die Land- und Forstwirtschaft werden zu gravierenden Mehrkosten und damit Ertragseinbußen führen.

Zu den Mehrkosten der Landwirtschaft wird auf die Ausführungen des Deutschen Bauernverbandes verwiesen.

In der Forstwirtschaft sind für die denkbaren Maßnahmen Beschränkung der Baumartenwahl, Verlängerung der Umtriebszeit, Einschränkung von Hiebsart und –verfahren, Totholzanreicherung, Mischwuchsregulierung, Gebot der Waldrandgestaltung, Verbot von Pflanzenschutzmitteln/Insektiziden im Wald, Verwaltungskosten und Restbetriebsbelastung u.a. zu erwarten.

Für den Fall des Umbaus der Waldbestände von Douglasien-Beständen auf reine Buchenbestände würde der Deckungsbeitrag von DM 1030,-/ha auf DM 285,-/ha sinken. Bei einem Umbau reiner Fichtenbestände in Fichten/Tannen/Buchen-Bestände, sänke der Deckungsbeitrag von DM 816,-/ha auf DM 615,-/ha.

Bei einer Verlängerung der Umtriebszeit ist von einer Entwertung von 20 % auszugehen.

Eine Einschränkung der Hiebsart und –verfahren hat ebenfalls Mehrkosten und damit einen Ertragsrückgang zur Folge. Bei dem obigen Beispiel Buche/Douglasie würde der Deckungsbeitrag für die Buche auf DM 139,-/ha sinken.

Die Totholzanreicherung in den Beständen von bis zu 5 % des Volumens (Erntefestmeter o.R.) führt bei den einzelnen Baumarten zu jährlichen Kosten bzw. einen Ertragsausfall pro Jahr und Hektar für die entsprechende Umtriebszeit von DM 32,- für die Buche, DM 31,- für die Eiche, DM 59,- für die Fichte, DM 79,- für die Douglasie und DM 65,- für die Tanne.

Für eine Waldrandgestaltung fallen diverse Kosten für Arbeit, Material und weitere Pflege an. Die Bewirtschaftungseinschränkung betrifft bei derartigen Maßnahmen eine Fläche von 10 bis 40 Metern Breite und wird einen entsprechenden Wertverlust nach sich ziehen. Die Deckungsbeitragsdifferenz von Douglasie zu einem Eichenwaldrand beträgt DM 524,-/ha. Dabei sind etwaige Fördermittel, die die Differenz jedoch nicht ausgleichen werden können, nicht mit einkalkuliert.

Alle diese Berechnungen sind einem bislang unveröffentlichten und von der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände (AGDW) in Auftrag gegebenen umfangreichen Gutachten zur „Einschränkung der Waldbewirtschaftung durch Naturschutzauflagen“ vom August 2001 entnommen. 

15.
Wie hoch veranschlagen Sie – jenseits der unbestimmten Ausführungen im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf – die Kostenwirkungen des Gesetzentwurfs insbesondere im Zusammenhang mit einer Verwirklichung des geplanten Biotopverbundes?

Die Kalkulation der haushaltsmäßigen Auswirkungen erfolgt in pauschaler Weise. Die angenommenen Werte von 2 % der Landesfläche und einer 10 prozentigen Reduktion des Gewinns spiegeln die ökonomischen Folgen einer großflächigen Unterschutzstellung unzureichend wieder. Bewirtschaftungseinschränkungen infolge Unterschutzstellung führen in der Regel gleichzeitig zu Mindererlösen und Mehrkosten in der land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung. Daher ist die Annahme einer Minderung des Gewinns (als Nettoeffekt aus Erlössenkung und Kostensteigerung) um nur 10 % unrealistisch..

Bei einer angenommenen Erlösminderung von 10 % und einer Erhöhung der Kosten der Bewirtschaftung ebenfalls von 10 % ergäbe sich nach dem Agrarbericht 2000 folgendes Ergebnis: Bei Umsatzerlösen von DM 4.125,- je ha LF und einem Material- und Personalaufwand, Abschreibungen und sonst. betrieblichen Aufwendungen von DM 4.409,-, davon jeweils 10 % für geringere Erlöse und gestiegene Kosten, ergäben sich Einbußen von 
DM 850,- je ha.

Der gesamte Gewinn in Höhe von DM 1.050,- je ha wäre damit zu über 80 % verloren, wobei der Mehrbedarf an Arbeitszeit für die nichtentlohnten Familienarbeitskräfte noch nicht einmal berücksichtigt ist. Damit ergäben sich allein für die angenommenen 350.000 ha landwirtschaftlicher Fläche wirtschaftliche Belastungen von mindestens 300 Millionen DM.

16.
Verfügen Sie über Informationen, in welcher Form und Höhe land- und forst-wirtschaftliche Betriebe sowie die Bewohner der jeweils betreffenden Region von Nationalparks, Biosphärenreservaten und anderen Naturschutzgebieten profitieren?

Nein. Jedenfalls sind für forstwirtschaftliche Betriebe keine Vorteile sondern nur Nachteile zu erwarten

17.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach die im Begründungstext des Gesetzentwurfs aufgenommenen Kalkulationen der haushaltsmäßigen Auswirkungen zu niedrig angesetzt sind, u.a. weil bei Ausweisung der gesetzlich geschützten Biotope für die betroffenen Flächen eine erhebliche Verkehrswertminderung anzunehmen ist und überdies Wertverluste durch eine eingeschränkte Beleihungsfähigkeit des Grundbesitzes zu erwarten sind?

Vgl. Frage 9.

18.
Wie bewerten Sie die Einschätzung, wonach der Gesetzentwurf zu einem Wertverlust allein der landwirtschaftlichen Nutzflächen in Deutschland von über 4 Mrd. DM führen wird?

Vgl. Frage 9.

19.
Verfügen Sie über Informationen über die durchschnittlichen Mindererträge im Zusammenhang mit zusätzlichen Bewirtschaftungsauflagen durch die Ausweitung von Naturschutzgebieten?

Nein.

20.
Sehen Sie einen Konflikt zwischen dem Ziel, einerseits durch eine zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien zum Klimaschutz beitragen zu wollen, während andererseits deren forcierte Nutzung mitunter erhebliche Beeinträchtigungen beim Natur- und Landschaftsschutz bedeuten kann?

Sicherlich besteht bei dieser Betrachtungsweise und bei einem rein ideologischen Ansatz ein Konflikt. Ein solcher muß aber zu Gunsten der Nutzung dieser Energieträger gelöst werden. Das bedeutet, die Landwirtschaft nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis und eine ordnungsgemäße und nachhaltige Forstwirtschaft zu fördern. Das ungeheure Potential, das in der eigenen verfügbaren Natur steckt, gilt es zu nutzen. Wie bereits ausgeführt, lässt sich die Natur nicht konservieren. Vielmehr handelt es sich um einen dynamischen Prozess. Es darf dabei auch nicht vergessen werden, dass in Deutschland eine über Jahrhunderte gewachsene Kulturlandschaft besteht, die sich aufgrund wirtschaftlicher Gegebenheiten und Bedürfnisse derart entwickelt hat. Von einem natürlichen Urzustand (Urwald) ist dabei nicht mehr auszugehen. Dies ist vielmehr in großen Flächenstaaten Asiens, Afrikas und Amerikas der Fall.

21.
Wie sehen Sie die Einschätzung, dass eine über die europäischen Vorgaben hinausgehende nationale Verpflichtung die regionalen wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Land- und Forstwirtschaft beeinträchtigt und dass deren Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt insoweit verschlechtert wird?


Der forstwirtschaftliche Standort Deutschland wird durch eine Überregulierung gefährdet. Die Wettbewerbsfähigkeit ist bereits schon jetzt insbesondere gegenüber Skandinavien und Österreich gefährdet. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Staatswälder in Deutschland schon weitgehend defizitär wirtschaften.

22.
Wie schätzen Sie den Sachverhalt ein, dass zukünftig  Natur und Landschaft nicht mehr – wie bisher – als “Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung für seine Erholung”, sondern um ihrer selbst willen zu schützen sind?

Siehe Antworten zu III, Fragen 9 und 20, sowie V, Frage 3.

23.
Welche Auswirkungen erwarten Sie von der damit implizit verbundenen Abkehr des Naturschutzes vom anthropozentrischen Ansatz?

Vgl. Frage 22.

24.
Wie bewerten Sie den damit verbundenen Widerspruch zum Grundsatz der Nachhaltigkeit, der ökologische mit sozialen und wirtschaftlichen Aspekten ins Verhältnis setzt und sich damit auch an menschlichen Bedürfnissen ausrichtet?

Der Widerspruch ist verfassungsrechtlich zu bewerten, da sich der anthropozentrische Ansatz nach unserer Ansicht aus Art. 20 a GG ableitet und von daher im Gesetz Niederschlag finden muß.

25.
Welche präzisierenden bzw. relativierenden Wirkungen entfalten die konkurrierenden Ziele in § 1 des Regierungsentwurfes in Verbindung mit der in § 2 Absatz 1 Satz 1 geforderten "Abwägung aller Anforderungen nach § 1 untereinander"?

Die Arbeitsgemeinschaft fordert, dass der anthropozentrische Ansatz und die nach dem Grundgesetz gebotene Pflicht zur Interessenabwägung der privaten und öffentlichen Belange, wie in § 1 Abs. 2 des geltenden BNatSchG vorgesehen, beibehalten werden. 

26.
Sind die unter § 2 Absatz 1 aufgelisteten Grundsätze in den Entwürfen vollständig?

./.

27.
Welchen Raum nehmen die Abwägungsvorschriften in den Entwürfen ein? Welche dieser Abwägungsvorschriften könnten klarer in einem separaten Abwägungsparagraphen, vergleichbar dem § 4 des PDS-Entwurfs, aufgenommen werden?

./.

28.
Schränkt der Verzicht auf ein Wiederherstellungsgebot in § 4 des Regierungsentwurfes („Beachtung der Ziele und Grundsätze") den Grundsatz der Wiederherstellung ein?

./.

29.
Sind die Bestimmungen zur Umweltbeobachtung geeignet, den europäischen Anforderungen nach sachgerechter Datensammlung, Analyse und regelmäßiger Berichterstattung nachzukommen, oder bedarf es eines stärkeren Engagements der jeweiligen Naturschutzämter und einer einheitlichen Rahmenregelung durch den Bund?

./.

30.
Kann mit einer Rechtsverordnung zum Handel mit Wildtieren, wie sie in § 47 des PDS-Entwurfes umrissen wird, der Bestandsgefährdung durch Wildfänge besser begegnet werden, oder reichen die bisherigen Regelungen aus?

./.
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